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1 Veranlassung 

Die Gewässer im Freistaat befinden sich ökologisch und funktional weitgehend in einem unbefriedigenden 

Zustand. Ursächlich ist meist eine unzureichende Unterhaltung der Gewässer. Die Gründe hierfür sind viel-

fältig. Sie reichen von fehlender spezifischer Fachkenntnis, was die bedarfsgerechte Maßnahmenplanung 

und Umsetzung erschwert, bis zur allgemein angespannten Haushaltslage in den Kommunen. Zwar stellt die 

Unterhaltung der Gewässer zweiter Ordnung eine Pflichtaufgabe der Gemeinden und Städte dar, aber in 

der Regel erlauben die finanziellen Spielräume nur sporadische Gewässerunterhaltungsmaßnahmen. Dabei 

erfüllt die Gewässerunterhaltung vielfältige Aufgaben. Die Bewahrung und Verbesserung der Funktions- 

und Leistungsfähigkeit der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts und zum vorbeugenden Schutz vor 

Vernässung und Hochwasser – insbesondere im Bereich landwirtschaftliche Flächen und bebauter Gebiete 

– ist dabei ein Schwerpunkt. Darüber hinaus kann durch ökologisch orientierte Unterhaltungsmaßnahmen 

die natürliche Entwicklung der Gewässer gefördert und den Anforderungen der EU-Wasserrahmenrichtlinie 

entgegengekommen werden. 

Die Unterhaltungslast für die Gewässer zweiter Ordnung im Freistaat Sachsen ist im Sächsischen Wasserge-

setz geregelt. Nach § 32 SächsWG obliegt sie als Pflichtaufgabe den Gemeinden und Städten. Bei der Orga-

nisation der Gewässerunterhaltung orientiert der sächsische Gesetzgeber auf die Bildung von Gewässerun-

terhaltungs- oder Wasser- und Bodenverbänden und die Aufgabenübertragung an diese. Erste Ansätze 

dieser interkommunalen Zusammenarbeit existieren mit dem Zweckverband Parthenaue, der unter ande-

rem die Gewässerunterhaltung für die Verbandskommunen durchführt, bereits. 

Grundsätzlich können sich die Kommunen auch externen Fachwissens durch die spezialisierten Dienstleister 

und Ingenieurbüros bedienen, welche Unterstützung bei der Erarbeitung von Gewässerunterhaltungsplä-

nen und Gewässerunterhaltungsrahmenplänen geben. 

Eine Quelle zur Finanzierung der Gewässerunterhaltung gibt es bereits seit 1993 mit § 76 SächsWG, seit der 

Neufassung des SächsWG mit § 37 „Beteiligung am Unterhaltungsaufwand“. Die Kommunen machten da-

von jedoch bisher kaum Gebrauch. Auch die Veröffentlichung eines Satzungsmusters eines Gewässerunter-

haltungsverbandes durch den SSG in 2011 bewirkte zunächst keine Änderung. 
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2 Pilotprojekt im Freistaat Sachsen 

Der für Regionalentwicklung und Landschaftspflege zuständige Zweckverband Parthenaue erledigte seit 

2004 auch Aufgaben der Gewässerunterhaltung. Grundlage bildete ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, wo-

nach ihn die beteiligten Kommunen gegen ein festes Jahresbudget mit Leistungen zur Unterhaltung und 

Pflege ihrer Gewässer II. Ordnung sowie sonstiger in ihrer Unterhaltungspflicht liegender Gewässer beauf-

tragten. 

Um die Möglichkeit zu eröffnen die Bevorteilten der Unterhaltungsmaßnahmen an den Kosten zu beteili-

gen, übertrugen die Kommunen dem Zweckverband im Jahre 2013 die Gewässerunterhaltung als sat-

zungsmäßige Aufgabe. Der Zweckverband Parthenaue ist seither Gewässerunterhaltungsverband und da-

mit Träger der Unterhaltungslast für alle oben erwähnten Gewässer der Stadt Taucha und der Gemeinden 

Borsdorf und Großpösna. 

Die Einführung der Gewässerunterhaltungsabgabe wurde vom Freistaat Sachsen als Modellprojekt maß-

geblich unterstützt. Hauptaugenmerk galt der Entwicklung einer Mustersoftwarelösung, die eine automati-

sierte Bescheiderstellung im Rahmen der Abgabenerhebung ermöglicht. Als Ergebnis dieses Modellprojek-

tes sollen die Erkenntnisse und Erfahrungen bei der erstmaligen Einführung der Abgabe gesichert und dabei 

das Herangehen, mögliche Problemfelder sowie adäquate Lösungsvorschläge den anderen sächsischen 

Kommunen zugänglich gemacht werden. Die Zusammenfassung der Erkenntnisse erfolgt über diesen Hand-

lungsleitfaden. Der Leitfaden berücksichtigt die spezifische Lage und die örtlichen Gegebenheiten im Ver-

bandsgebiet des Zweckverbandes Parthenaue. Bei der Anwendung des Handlungsleitfadens in anderen 

Regionen Sachsens wird empfohlen, vor der Nutzung und Übertragung der Inhalte stets die konkrete Situa-

tion vor Ort zu beachten. Da die Erhebung einer Gewässerunterhaltungsabgabe nach § 37 SächsWG bislang 

kaum Gegenstand der Rechtsanwendung war, sind einige der hier empfohlenen juristischen Lösungen noch 

nicht durch Rechtsprechung gesichert. 

Das Modellprojekt beim Zweckverband Parthenaue wurde mit Fördermitteln des Sächsischen Staatsminis-

teriums für Umwelt und Landwirtschaft realisiert. 
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3 Rechtsgrundlagen 

3.1 Rechtsvorschriften 

Den rechtlichen Rahmen für die Gewässerunterhaltung und die Erhebung einer Gewässerunterhaltungsab-

gabe bildet das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 

31.07.2009 (BGBl. I S. 2585). § 40 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes gibt den Ländern die Möglichkeit, bestimmte 

Personenkreise an den Kosten der kommunalen Aufgabe der Gewässerunterhaltung zu beteiligen. Die lan-

desrechtliche Rechtsgrundlage dafür findet sich in § 37 des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG) vom 

12.07.2013 (SächsGVBl. S. 503), zuletzt geändert am 08.07.2016 (SächsGVBl. S. 287). Für die Erhebung einer 

Gewässerunterhaltungsabgabe sind ferner die Vorschriften des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes 

(SächsKAG) und der Abgabenordnung (AO) zu beachten.  

Die organisationsrechtlichen Grundlagen für die Bildung von Gewässerunterhaltungsverbänden im Sinne 

von § 32 Abs. 2 SächsWG regelt das Sächsische Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 03.03.2014 (SächsGVBl. S. 196) und ergänzend die Sächsische Ge-

meindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.03.2014 (SächsGVBl. S. 146).  

 

3.2 Rechtspraxis und Rechtsprechung 

Da bislang nur einzelne Aufgabenträger eine Gewässerunterhaltungsabgabe erheben, gibt es nur wenig 

Orientierung aus der Rechtspraxis. Hervorzuheben ist das Satzungsmuster des SSG für eine Gewässerunter-

haltungssatzung, das mit umfangreichen Erläuterungen im Sachsenlandkurier 2/2011 veröffentlicht wurde. 

Am 01.12.2015 wies das Sächsische OVG drei Normenkontrollanträge gegen die Gewässerunterhaltungs-

satzung des Zweckverbandes Parthenaue ab (Az. 4 C 31/14, 4 C 32/14 und 4 C 34/14). Die Entscheidungs-

gründe geben den Aufgabenträgern substanzielle Orientierung zur rechtssicheren Erhebung einer Gewäs-

serunterhaltungsabgabe und sind daher als weitere grundlegende Rechtsquelle zu beachten. 

 

3.3 Maßgebliche Bestimmungen 

3.3.1 Begriff Gewässer 

Die rechtssichere Erhebung einer Gewässerunterhaltungsabgabe erfordert Begriffsklarheit. Daher ist zu-

nächst zu klären, auf welche Gewässer sich der Aufwand bezieht, der durch die Abgabe finanziert werden 

kann. Ausgangspunkt ist der Begriff der oberirdischen Gewässer, mit dem § 3 WHG das ständig oder zeit-

weilig in Betten fließende oder stehende oder aus Quellen wild abfließende Wasser erfasst. Diese Definiti-

on klärt häufige Einwände gegen die Abgabenerhebung. So ist es irrelevant, ob das Gewässer fließt oder 

steht oder nur zeitweilig Wasser führt. Eine Sonderform der oberirdischen Gewässer sind die von Men-

schen geschaffenen künstlichen Gewässer (§ 3 Nr. 4 WHG). 

Das SächsWG stellt zunächst in § 1 klar, dass für kleine Fließgewässer, die von der Quelle bis zur Mündung 

nicht länger als 500 m sind, sämtliche Bestimmungen des WHG und des SächsWG, also auch die zur Gewäs-

serunterhaltung, nicht gelten. § 30 SächsWG teilt im Übrigen die oberirdischen Gewässer in Gewässer ers-

ter und zweiter Ordnung ein. Gewässer zweiter Ordnung sind alle Gewässer, die nicht in Anlage 3 zum 

SächsWG explizit aufgeführt sind. Künstliche Gewässer gehören keiner Ordnung an, soweit sie nicht in An-

lage 3 zum SächsWG einer Gewässerordnung zugeordnet sind. 
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3.3.2  Begriff Gewässerunterhaltung 

Beabsichtigt eine Gemeinde oder ein Zweckverband eine Gewässerunterhaltungsabgabe zu erheben, ist zu 

klären, was unter dem Begriff Gewässerunterhaltung zu verstehen ist. Dadurch kann sichergestellt werden, 

dass nur der Aufwand der Berechnung der Gewässerunterhaltungsabgabe zugrunde gelegt wird, der tat-

sächlich der Gewässerunterhaltung zuzurechnen ist. 

Gemäß § 39 Abs. 1 WHG gehören zur Gewässerunterhaltung insbesondere 

▪ die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemäßen Wasserabflusses, 

▪ die Erhaltung und Freihaltung der Ufer, 

▪ die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiffbaren Gewässern, 

▪ die Erhaltung und Förderung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Gewässers, 

▪ die Erhaltung des Gewässers entsprechend den wasserwirtschaftlichen Bedürfnissen. 

Zusätzlich regelt § 31 SächsWG die Verpflichtung, 

▪ die Ufer in naturnaher Bauweise zu sichern und die Gewässerrandstreifen natürlich zu gestalten und 

zu pflegen, 

▪ die landeskulturelle Funktion der Gewässer zu erhalten oder wiederherzustellen, 

▪ die Belange der Fischerei zu berücksichtigen, 

▪ feste Stoffe aus dem Gewässer oder von seinen Ufern zu entfernen, 

▪ Wühltiere, die die Standsicherheit von Uferböschungen, Deichen und Dämmen beeinträchtigen, zu 

bekämpfen, 

▪ den Zustand ausgebauter Gewässerstrecken zu erhalten. 

Die Gewässerunterhaltung umfasst Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen, die gemäß § 31 Abs. 2 SächsWG auf 

das wasserwirtschaftlich Erforderliche zu beschränken sind. Die Gewässerunterhaltung ist abzugrenzen 

vom Gewässerausbau, der die Herstellung, die Beseitigung und die wesentliche Umgestaltung eines Gewäs-

sers oder seiner Ufer zum Inhalt hat (§§ 61 ff. SächsWG). 

 

3.3.3 Träger der Unterhaltungslast 

Nach § 40 Abs. 1 Satz 1 WHG obliegt die Unterhaltung oberirdischer Gewässer den Eigentümern der Ge-

wässer, soweit sie nicht nach landesrechtlichen Vorschriften Aufgabe von Gebietskörperschaften, Wasser- 

und Bodenverbänden, gemeindlichen Zweckverbänden oder sonstigen Körperschaften des öffentlichen 

Rechts ist. 

Gemäß § 32 Abs. 1 SächsWG obliegt die Unterhaltung der Gewässer zweiter Ordnung den Gemeinden, so-

weit sie nicht zu den satzungsgemäßen Aufgaben eines Gewässerunterhaltungsverbandes oder eines Was-

ser- und Bodenverbandes gehört. Darüber hinaus können die Gemeinden gemäß § 32 Abs. 4 SächsWG die 

in ihrem Gemeindegebiet gelegenen künstlichen Gewässer in ihre Unterhaltungslast übernehmen. 

Seit der Neufassung des SächsWG vom 12.07.2013 präferiert der sächsische Gesetzgeber die Bildung von 

Gewässerunterhaltungsverbänden. § 32 Abs. 2 stellt SächsWG klar, dass sich die Gemeinden zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben zu Zweckverbänden im Sinne des SächsKomZG als Körperschaften des öffentlichen Rechts 

zusammenschließen können. 
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3.3.4 Finanzierung der Gewässerunterhaltung 

Gemäß § 40 Abs. 1 S. 3 WHG können die Landesgesetzgeber bestimmen, inwieweit Gewässereigentümer, 

Anlieger, Eigentümer von Grundstücken und Anlagen und andere Personen, die aus der Unterhaltung Vor-

teile haben oder die Unterhaltung erschweren oder sonstige Eigentümer von Grundstücken im Einzugsge-

biet verpflichtet sind, sich an den Kosten der Unterhaltung zu beteiligen.  

Der sächsische Gesetzgeber machte von der Ermächtigung bereits in § 76 des Wassergesetzes von 2004 

Gebrauch. Nach der Neufassung des Gesetzes von 2013 gilt gemäß § 37 Abs. 1 SächsWG Folgendes: 

„Die Gemeinden und Gewässerunterhaltungsverbände können durch Satzung bestimmen, 

dass Anlieger, Hinterlieger, Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, Inhaber von Was-

serbenutzungsrechten und von wasserwirtschaftlichen Anlagen, denen durch die Unterhal-

tung des Gewässers und der Ufer ein Vorteil entsteht, für den der Gemeinde oder dem Ge-

wässerunterhaltungsverband entstehenden Unterhaltungsaufwand nach dem Verhältnis 

des Vorteils eine Gewässerunterhaltungsabgabe zu leisten haben.“ 

Bei der Gewässerunterhaltungsabgabe handelt es sich nicht um eine Kommunalabgabe, sondern um eine 

Kostenbeteiligung eigener Art. Damit gelten die Bestimmungen des SächsKAG gemäß nur eingeschränkt. 

Das betrifft insbesondere die Kalkulationsgrundsätze gemäß §§ 10 bis 13 SächsKAG. 

 

3.3.5 Mögliche Abgabeschuldner 

§ 37 Abs. 1 SächsWG beschränkt den Kreis der möglichen Abgabepflichtigen auf 

„…Anlieger, Hinterlieger, Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, Inhaber von Wasser-

benutzungsrechten und von wasserwirtschaftlichen Anlagen, denen durch die Unterhaltung 

des Gewässers und der Ufer ein Vorteil entsteht…“ (Hervorh. d. Verf.) 

Der Landesgesetzgeber hält damit am Vorteilsprinzip fest, wonach dem zur Kostenbeteiligung herangezo-

genen Personenkreis aus der Gewässerunterhaltung ein Vorteil erwachsen und sein Beteiligungsbetrag im 

Verhältnis zu seinem Vorteil stehen muss. 

 

 

Abb. 1: mögliche Abgabenschuldner 

 

a) Anlieger 

Anlieger sind Grundstückseigentümer, deren Grundstücke unmittelbar an ein Gewässer angrenzen. Um ein 

Anliegergrundstück handelt es sich demnach, wenn es eine oder beide Uferlinien des Gewässers (§ 23 

SächsWG) tangiert oder schneidet. 
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Abb. 2: Uferlinie nach § 23 SächsWG 

 

b) Hinterlieger 

Hinterlieger sind Grundstückseigentümer, deren Grundstücke unmittelbar an Anliegergrundstücke angren-

zen. Nach dem Satzungsmuster des SSG sind nur die Hinterlieger abgabepflichtig, die berechtigt sind, über 

das Anliegergrundstück an das Verbandsgewässer zu gelangen. Diese Einschränkung hielt in den Normen-

kontrollverfahren vor dem Sächsischen OVG stand. 

 

c) Inhaber von Wasserbenutzungsrechten und von wasserwirtschaftlichen Anlagen 

Im Wesentlichen handelt es sich um Einleiter von (vorgereinigtem) Schmutzwasser, Niederschlagswasser 

und Drainagewasser. Von untergeordneter Bedeutung sind sonstige Gewässernutzer u. a. zur Entnahme 

von Brauch- und/oder Kühlwasser, zum gewerblichen Transport von Personen mit Wasserfahrzeugen oder 

zur Energieerzeugung. Abgabepflichtig sind nicht nur die Einleiter oder sonstigen Nutzer, die über eine öf-

fentlich-rechtliche Erlaubnis oder Bewilligung verfügen. So stellte das Sächsische OVG in den Urteilen vom 

01.12.2015 klar, dass auch unberechtigte Einleiter zu einer Gewässerunterhaltungsabgabe herangezogen 

werden können. Das entspricht dem Gesetzeszweck, dass jeder eine Abgabe entrichten soll, der aus der 

Gewässerunterhaltung faktisch einen Nutzen zieht. 

 

d) Eigentümer und Besitzer von Grundstücken 

Der Kreis der möglichen Abgabenschuldner ist nicht auf Anlieger und Hinterlieger begrenzt. Die Aufgaben-

träger können auch andere Grundstückseigentümer zu einer Gewässerunterhaltungsabgabe heranziehen, 

wenn es unter Beachtung des Vorteilsprinzips nach den örtlichen Gegebenheiten sachgerecht erscheint. 

Der Begriff Besitzer zeigt die Intention des Landesgesetzgebers, die tatsächlich Bevorteilten der Gewäs-

serunterhaltung am Aufwand zu beteiligen. Es ist z. B. zulässig, nicht den Eigentümer eines Grundstücks, 

sondern den Landwirtschaftsbetrieb, der die Fläche auf der Grundlage eines Pachtvertrages nutzt, zur Ge-

wässerunterhaltungsabgabe heranzuziehen. Ebenso ist es möglich, in laufenden Flurneuordnungsverfahren 

die künftigen Grundstückseigentümer zu einer Gewässerunterhaltungsabgabe heranzuziehen, sofern eine 

vorläufige Besitzeinweisung erfolgt ist. 
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3.3.6 Vorteilsgerechte Erhebung der Gewässerunterhaltungsabgabe 

Nach § 37 Abs. 1 SächsWG sind die Abgabepflichtigen nach dem Verhältnis des Vorteils am Unterhaltungs-

aufwand zu beteiligen. Das Satzungsmuster des SSG empfiehlt eine Vorverteilung der Kosten für bestimmte 

Unterhaltungsleistungen, um zu verhindern, dass die verschiedenen Gruppen Abgabepflichtiger mit Kosten 

belastet werden, die ihnen nicht oder nur untergeordnet zugutekommen. Des Weiteren sind Verteilungs-

maßstäbe für die Berechnung der Gewässerunterhaltungsabgabe zu wählen, die dem Äquivalenzprinzip 

und Gleichheitsgrundsatz entsprechen. Während für die Heranziehung von Anliegern und Hinterliegern ein 

grundstücksbezogener Maßstab (z. B. Frontmeterlänge) in Betracht kommt, bietet sich für Einleiter ein 

mengenbezogener Maßstab (z. B. gewichtete Einleitmenge) an. Das Sächsische OVG bestätigte beide Ver-

teilungsmaßstäbe. Für sonstige Nutzer sind jeweils nutzungsabhängige Verteilungsmaßstäbe zu wählen (z. 

B. die Entnahme-, Durchfluss- oder Verdrängungsmenge). 
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4 Planung des Projektes 

Die Einführung einer Gewässerunterhaltungsabgabe stellt ein komplexes Vorhaben dar. Aufgrund seiner 

spezifischen Eigenschaften trägt es eindeutig Projektcharakter: 

 

▪ Einmaligkeit 

Kein Untersuchungsraum gleicht dem anderen. Häufig kommen daher andere Rahmenbedingungen zum 

Tragen (Spezifik des Gewässernetzes und/oder des Naturraumes etc.) und müssen in der Umsetzung be-

rücksichtigt werden. 

 

▪ begrenzter Zeitrahmen 

Bestimmte Rahmenbedingungen haben Einfluss auf den Terminplan: Wann erziele ich Einnahmen aus der 

Abgabenerhebung? Spielen politische Termine in der Einführungsphase eine wichtige Rolle? 

 

▪ hohe Komplexität 

Gewässerunterhaltung, Rechtsberatung, Datenaufnahme und Vermessung, digitale Datenverwaltung & 

Software/IT, Projektmanagement… 

 

▪ Umfang nicht vollends bekannt 

Der Umfang der einzelnen Arbeitspakete ist mitunter nicht immer genau bekannt und ergibt sich erst wäh-

rend der Bearbeitung. Hierfür sollten zeitliche und finanzielle Reserven eingeplant werden. 

 

▪ Unsicherheiten & Unbekannte 

Der Klärungsumfang von Abgabetatbeständen mit den Abgabepflichtigen darf nicht unterschätzt werden. 

 

Aufgrund der genannten Eigenschaften empfiehlt es sich für die Einführung der Gewässerunterhaltungsab-

gabe eine vorangestellte Projektplanung durchzuführen, in der die Eckpunkte des Vorhabens mit den Leis-

tungs-, Kosten- und Terminzielen benannt werden. Dies kann durch qualifiziertes Fachpersonal oder exter-

nen Support erfolgen. 

Grundsätzlich ist es unerlässlich die Ziele des Projektes (Leistung, Kosten, Termine, Soziales…) nach der 

Methode SMART1 zu definieren und Qualitätskriterien zur Messung der Zielerreichung festzulegen. Die 

Komplexität des Vorhabens bedingt eine valide Ressourcenplanung, da in der Regel interne Ressourcen und 

externe Ressourcen (Rechtsberatung, IT-Unterstützung, Ingenieurdienstleister) zum Einsatz kommen. 

                                                           
1 SMART = Spezifisch, Messbar, Akzeptiert, Realistisch, Terminiert 
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5 Schaffung der Datengrundlage 

Um die Gewässerunterhaltungsabgabe erheben zu können sind umfangreiche Vorarbeiten notwendig. Der 

Gesetzgeber hat die Anforderungen gestellt, die Bevorteilten der Gewässerunterhaltung an den Kosten 

dieser zu beteiligen. Daher müssen Einleiter, Anlieger, Hinterlieger und ggf. weitere Bevorteilte ermittelt 

werden. In vielfältiger Weise müssen dafür Datengrundlagen erhoben werden und durch eine sorgfältige 

Arbeitsweise rechtsicher gemacht werden. Zur Schaffung der Datengrundlagen für die Erhebung der Ge-

wässerunterhaltungsabgabe bietet es sich an, auf die Dienstleistungen eines in den Bereichen Wasserwirt-

schaft und GIS spezialisierten Ingenieurbüros zurückzugreifen. 

 

5.1 Ermittlung des Unterhaltungsbedarfes 

Grundlage für die Ermittlung des Unterhaltungsbedarfs an den Gewässern ist zunächst die Übersicht und 

Kenntnis über alle sich in der Unterhaltungspflicht der Kommune befindlichen Gewässer. Dazu müssen zu-

nächst die Gewässer zweiter Ordnung bzw. die unterhaltungspflichtigen Gewässer hinsichtlich folgender 

Punkte aufgenommen werden: 

▪ Gewässerlängen, Profile und Einzugsgebiete 

▪ Erfassung verrohrter Gewässerabschnitte sowie deren Zustand und Funktionalität (bei geklärtem 

Gewässerstatus bedarfsweise auch Lagevermessung der Verrohrung sowie optische Inspektion) 

▪ Ermittlung des derzeitigen Unterhaltungszustandes (IST) sowie des erforderlichen „guten fachlichen“ 

Unterhaltungszustandes (SOLL), der sich am Leitbild des Fließgewässertyps orientiert 

▪ Erfassung der spezifischen Gewässer- und Problemsituationen (wiederkehrende Überflutungsereig-

nisse, Vernässungserscheinungen, wiederholte dokumentierte Schäden an wichtigen Infrastruktur-

einrichtungen oder Gebäuden) 

Zur konkreten Feststellung der Unterhaltungslast durch die Kommunen sollten alle Gewässer über die zu-

ständige Untere Wasserbehörde als Gewässer zweiter Ordnung bzw. als künstliche Gewässer bestätigt sein 

(Gewässerfeststellung, Wasserrechte). 

Der Unterhaltungsbedarf an den Gewässern sollte in einem Gewässerunterhaltungsplan dokumentiert sein, 

der Auskunft darüber gibt, was im Rahmen der Gewässerunterhaltung innerhalb eines Jahres oder eines 

bestimmten Zeitraumes erledigt werden soll. Er kann von den Mitarbeitern der Kommune (z. B. des Bauho-

fes) selbst erstellt und umgesetzt werden. Es bietet sich bei fehlender eigener Fachkenntnis aber auch an, 

ein auf Wasserwirtschaft und Ingenieurbiologie spezialisiertes Büro zu Rate zu ziehen, um die Unterhal-

tungsplanung auch konform den Vorgaben der Genehmigungsbehörde und der geltenden Richtlinien (EU-

WRRL) zu gestalten. 

Neben den genannten gewässerspezifischen Inhalten des Unterhaltungsplanes sind folgende Angaben 

ebenso zu erheben und zu dokumentieren: 

▪ Personalbedarf 

▪ Geräte- und Technikbedarf 

▪ Mittel für Fremdvergabe von Leistungen in Korrelation mit dem vorhandenen Personal und Technik-

park 

Die ermittelten Aufwendungen für den Unterhaltungsbedarf der Gewässer bilden die Grundlage für die 

Kalkulation der Abgabensätze in der Gewässerunterhaltungsabgabe. 
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5.2 Ermittlung von Grundlagendaten zur Berechnung der Maßstabseinheiten 

5.2.1 Qualifizierung des geometrischen Gewässernetzes 

Ein vollständiges und lagegenaues Gewässernetz mit von der Unteren Wasserbehörde (siehe Kap. 5.1) be-

stätigtem Verlauf sowie festgelegten Anfangs- und Endpunkten (Koordinaten) bildet die Grundlage für die 

Berechnung der An- und Hinterliegerlängen in Zusammenhang mit den Flurstücksgeometrien der Landes-

vermessung. Außerdem dient es der Darstellung der Lage von Einleitern am Gewässer bzw. sonstigen Nut-

zern. 

Zur Vorbereitung der Abgabenerhebung (Anhörung, anschließend Bescheidung) ist daher die Qualifizierung 

und Präzisierung des Gewässernetzes notwendig. Durch die Annäherung der Lagegenauigkeit des Gewäs-

serverlaufes an die der ALKIS-Flurstücksdaten können die Abgabeschuldner rechtssicher angesprochen 

werden. 

Die Bestimmung des Kreises der abgabepflichtigen Anlieger erfolgt anhand der Uferlinie. Für die Feststel-

lung der Anliegerschaft muss die Mittelwasserlinie graphisch dargestellt werden. Die korrekte Lage bzw. 

Breite des Gewässers ist maßgebend für die Berechnung der Maßstabseinheiten (Gewässerfrontmeter der 

An- und Hinterlieger) im IT-System, wo die Verschneidung der Gewässerbreiten mit ALKIS-

Flurstücksgeometrien erfolgt. Als Hilfsmittel für die Bestimmung der Uferlinie dient die sogenannte „spezi-

fische Gewässerbreite“. 

Folgende Aspekte sind bei der Qualifizierung des Gewässernetzes zu beachten: 

▪ Fließgewässer in topographischen Karten sind in der Regel nur als Mittellinie und zu ungenau darge-

stellt, deshalb wird eine Konkretisierung der Lage des Gewässers anhand von Luftbildern oder 

Vermessung notwendig (siehe Abb. 3); 

▪ die korrekte Lage und Form der Gewässer bzw. die daraus abgeleiteten Uferlinien bzw. die Gewäs-

serbreite der Fließ- und Standgewässer sind zu ermitteln; 

▪ die Ermittlung der „durchschnittlichen“ Breite des Gewässers erfolgt Vor-Ort; ggf. erfolgt eine Auf-

nahme des Mittelwasserstandes an verschiedenen Referenzpunkten; 

▪ bei Grenzgewässern sollte eine Tiefenprüfung zur exakten Lokalisierung der im Abgabengebiet lie-

genden Gewässerabschnitte mittels terrestrischer Vermessung vorgenommen werden; 

▪ die aufgenommenen Daten sind in das digitale Gewässernetz zu übertragen, anschließend erfolgt die 

Bildung eines „Korridors“ (die äußeren Grenzen des Korridors bilden die Uferlinie/Gewässerbreite). 

 

Abb. 3: Präzisierung des Gewässernetzes nach Korrektur über Orthophoto (Beispiel) 
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Hinweis: eine Gewässerliste als Anlage zur Gewässerunterhaltungsatzung sowie eine Übersichtkarte mit 

Darstellung der offenen und verrohrten Abschnitte der in der Unterhaltungslast befindlichen Gewässer auf 

der Website des Verbandes/der Kommune erhöhen die Transparenz und Nachvollziehbarkeit für die Bürger 

und Abgabepflichtigen. 

 

5.2.2 Liegenschaftskataster und Grundbuchdaten 

Die Berechnung der An- und Hinterliegerlängen der Grundstücke auf Basis des lagegenauen Gewässernet-

zes erfolgt automatisiert im IT-System zur Abgabenerhebung. Benötigt werden dafür – neben dem bereits 

in Kapitel 5.2.1 beschriebenen Gewässernetz – folgende Daten: 

▪ Aktuelle amtliche Daten zu Flurstücken (Flurstücks- und Gebäudegeometrien ALKIS) 

▪ Informationen zu den Eigentümern (Grundbuchdaten ALKIS) 

Ggf. müssen auch ALKIS-Daten für Bereiche außerhalb des vorgesehenen Verbandsgebietes beschafft wer-

den, wenn die abflussrelevanten Grundstücke und einleitenden Flächen dort lokalisiert sind. 

Es ist davon auszugehen, dass die Aktualität der ALKIS-Daten hinsichtlich der Eigentümerdaten nicht durch-

gängig gegeben ist. Aus diesem Grund ist es notwendig ggf. mit den Grundbuch- und Katasterämtern der 

Landkreise sowie den Kommunen zusammenzuarbeiten. 

Zur Klärung der abgabenrelevanten Sachverhalte sind im Bedarfsfall weitere Datengrundlagen zu beschaf-

fen und in das IT-System zur Abgabenerhebung einzubinden. Diese können in der Regel beim Staatsbetrieb 

Geobasisinformation und Vermessung Sachsen bestellt werden. Dazu zählen unter anderem: 

▪ Luftbilder/Orthophotos 

▪ Topographische Karten 

Bei gemarkungsweiten oder gemarkungsübergreifenden Änderungen der Grundstücks- und Eigentumsver-

hältnisse (z. B. bei Flurneuordnungsverfahren) ist im Allgemeinen mit sehr langen Verfahrensdauern zu 

rechnen, wodurch die Aktualität der ALKIS-Daten und Grundbücher auf absehbare Zeit nicht gegeben ist. 

Das Warten auf eine endgültige Änderung der Eigentumsverhältnisse (Eintragung Grundbuch, Aktualisie-

rung ALKIS) kann in diesen Fällen zur Verjährung von Abgabenforderungen führen. Mit Blick auf das Ziel des 

Flurneuordnungsverfahrens sollten dabei sachgerecht die „zukünftigen“ Eigentümer zur Gewässerunterhal-

tungsabgabe herangezogen werden. Dies ist möglich, wenn eine vorläufige Besitzeinweisung der zukünfti-

gen Eigentümer erfolgt ist und die entsprechenden Vermessungsdaten/Eigentümerdaten vorliegen (Besit-

zerregelung). Die dafür notwendigen, i. S. v. ALKIS bislang noch nicht „amtlichen“, digitalen (Geo-)Daten 

liegen in der Regel bei der Flurneuordnungsbehörde vor und können in das IT-System eingepflegt werden. 
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5.2.3 Ermittlung der Einleitstellen und potentiellen Einleiter 

Die Ermittlung der Einleiter am Gewässer erfolgt durch Vor-Ort-Begehung aller relevanten Fließ- und 

Standgewässer. Vorzugsweise sollte dies in der vegetationsfreien Jahreszeit erfolgen, da durch die besseren 

Sichtverhältnisse die Erfolgsquote beim Auffinden der Einleitstellen steigt. 

Die Einleitstellen sind per Positionsbestimmung (GPS) mit Koordinaten zu versehen und über Fotos zu do-

kumentieren (Nahaufnahme, Umgebungsaufnahme). Dabei sind auch relevante technische und optische 

Parameter zu erfassen, die die Identifikation der Einleitstelle bzw. des Einleiters verbessern: 

▪ Durchmesser (DN in mm) 

▪ Material (PE, Beton…) 

▪ Lage (rechte/linke Gewässerseite) 

▪ Ggf. Stationierung 

▪ Zuordnung zum augenscheinlich vermuteten Verursacher aus der örtlichen Situation 

 

 

Abb. 4: komplexe Einleitersituation (blaue Piktogramme) im Siedlungsbereich 

 

Zur Verbesserung der Datenqualität im Sinne der Klärung der Einleittatbestände sollten weitere Schritte 

unternommen werden: 

▪ Nutzung weiterer Informationsquellen (z. B. Wasserbuch) 

▪ ggf. Klärung mit dem Verursacher der Einleitung 

 

5.2.4 Ermittlung abflussrelevanter Flächen der Einleiter 

Nach der Ermittlung der Einleiter in die Gewässer durch Begehung der Gewässer erfolgt die Aufnahme und 

Zuordnung der abflussrelevanten Flächen. Dazu ist folgendes Vorgehen notwendig: 

▪ Digitalisierung der abflussrelevanten Flächen (alle Teilflächen, teil- und vollversiegelt) aus aktuellen 

Luftbildern (GeoSN oder eigene Befliegung) 

▪ Digitalisierung von Drainageflächen aus Meliorationskatastern 
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Abb. 5: Grundlagen abflussrelevanter Flächen (digitale Orthophotos und Meliorationspläne) 

 

Informationen zu Aufbewahrungsstellen der Meliorationskataster stellt das SMUL bereit: 

https://www.smul.sachsen.de/laendlicher_raum/download/Aufbewahrungsstellen_Meliorationskataster_S

achsen.pdf) 

 

5.2.5 Ermittlung sonstiger Nutzer 

Die Gewässerunterhaltungsabgabe kann neben den An- und Hinterliegern sowie den Einleitern von weite-

ren Nutzern des Gewässers bzw. Bevorteilten der Gewässerunterhaltung erhoben werden. Dazu zählen: 

▪ Fischzucht 

▪ Fahrgastschifffahrt 

▪ Entnahme 

▪ Wasserkraft 

▪ … 

Die dafür notwendigen Informationen können aus verschiedenen Quellen recherchiert werden. Exempla-

risch und ohne Anspruch auf Vollständigkeit seien hierbei genannt: 

▪ Gewerbeanmeldungen 

▪ Fischereikataster 

▪ Wasserbuch/FIS WrV 

▪ Dienstbarkeiten für Entwässerungssysteme 

 

5.3 Ermittlung der Niederschläge und genehmigten Einleitmengen 

Als Grundlage für die Berechnung der Einleitwerte von versiegelten, teilversiegelten oder drainierten Flä-

chen wurden die mittleren jährlichen Niederschläge der zurückliegenden statistischen Periode (Quelle: 

DWD; Mittelwerte für den Bezugsstandort am Ende der Referenzperiode), in diesem Fall 1980-2010, ver-

wendet. 

Die Grundlagendaten für genehmigte Einleitmengen sind über die zuständigen Behörden (Untere Wasser-

behörde) bzw. die bereitgestellten Informationsplattformen (digitales Wasserbuch, FIS wasserrechtlicher 

Vollzug) zu recherchieren. 

https://www.smul.sachsen.de/laendlicher_raum/download/Aufbewahrungsstellen_Meliorationskataster_Sachsen.pdf
https://www.smul.sachsen.de/laendlicher_raum/download/Aufbewahrungsstellen_Meliorationskataster_Sachsen.pdf
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6 Erarbeitung einer Gewässerunterhaltungssatzung 

6.1 Inhaltliche Anforderungen und Gestaltungsspielraum 

Eine Gewässerunterhaltungsabgabe kann nur auf der Grundlage einer Satzung erhoben werden (§ 37 Abs. 1 

SächsWG). Angelehnt an den Pflichtinhalt für Abgabensatzungen bestimmt die Gewässerunterhaltungssat-

zung insbesondere den Abgabentatbestand, die Abgabenschuldner, die Maßstäbe und Abgabesätze sowie 

die Entstehung und Fälligkeit der Abgabenschuld. Das Satzungsmuster des SSG und die Gewässerunterhal-

tungssatzung des Zweckverbandes Parthenaue bieten eine Orientierung für die Ausgestaltung der Satzung. 

Allerdings sind die örtlichen Verhältnisse, wie sie sich aus der ermittelten Datengrundlage ergeben, unbe-

dingt zu beachten. Die nachfolgenden Erläuterungen basieren auf den Erkenntnissen und Erfahrungen bei 

der Gestaltung der Gewässerunterhaltungssatzung des Zweckverbandes Parthenaue. Sie sind übertragbar 

auf eine Kommune, die für die Unterhaltung ihres Gewässernetzes eine Gewässerunterhaltungssatzung 

erlassen will. 

 

6.1.1 Abgabentatbestand 

Zentrale Norm einer Abgabensatzung ist der Abgabentatbestand. Er legt fest, wer wofür von wem eine 

Abgabe erhebt. Zur Abgabenerhebung berechtigt ist die Gemeinde oder ein Gewässerunterhaltungsver-

band. Die Abgabe wird erhoben zur teilweisen Deckung des Aufwandes zur Unterhaltung der in der Unter-

haltungslast befindlichen Gewässer. Das sind in erster Linie die Gewässer zweiter Ordnung, aber auch die 

gemäß 32 Abs. 4 SächsWG übernommenen künstlichen Gewässer im Gemeinde- oder Verbandsgebiet. 

Möglich, aber nicht zwingend erforderlich ist es, die in der Unterhaltungslast befindlichen Gewässer in ei-

ner Anlage zur Satzung aufzulisten. Zur Beschreibung des abgabepflichtigen Unterhaltungsaufwandes ge-

nügt der Verweis auf § 31 SächsWG. Entsprechend der Empfehlung im Satzungsmuster des SSG sollten aber 

typische abgabefähige Kosten beispielhaft erwähnt werden und eine Klarstellung erfolgen, dass die Kosten 

nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen, einschließlich Abschreibung und Verzinsung des Anlagenkapi-

tals ermittelt werden. Der Zweckverband Parthenaue folgte dem Satzungsmuster, wonach Kosten zur Be-

seitigung von Schäden aus Naturkatastrophen als nicht abgabefähig eingestuft wurden. Bei der Festlegung, 

von wem die Unterhaltungsabgabe erhoben wird, sind nur die Gruppen von Abgabenschuldnern zu benen-

nen, die im Erhebungsgebiet vorkommen. Es reicht nicht aus, alle nach § 37 Abs. 1 SächsWG möglichen 

Abgabenschuldner zu wiederholen. 

 

6.1.2 Abgabenschuldner 

Unabhängig von den örtlichen Verhältnissen kommen stets Anlieger, Hinterlieger und Einleiter von 

Schmutz- und Niederschlagswasser als Abgabenschuldner in Betracht. Des Weiteren werden gerade im 

ländlichen Bereich Einleiter von Drainagewasser anzutreffen sein. Die Satzungsdefinition für abgabepflichti-

ge Einleiter könnte folgendermaßen lauten: 

„Einleiter, die aufgrund öffentlich-rechtlicher Erlaubnisse oder Bewilligungen zur Einleitung von 

Abwasser (Schmutz-, Niederschlags- und Mischwasser) oder Drainagewasser in Verbandsge-

wässer berechtigt sind oder tatsächlich die jeweiligen Handlungen vornehmen, ohne über eine 

wasserrechtliche Erlaubnis oder Bewilligung zu verfügen.“ 

Damit wird jedwede Einleitung, auch im Rahmen des Gemeingebrauchs (§ 25 WHG, § 16 SächsWG), erfasst. 
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Die Satzungsdefinition für Anlieger könnte wie folgt lauten: 

„Anlieger sind Grundstückseigentümer, deren Grundstücke unmittelbar an die Gewässer an-

grenzen.“ 

Sollen nur die Hinterlieger zur Gewässerunterhaltungsabgabe herangezogen werden, die das Gewässer 

über das Anliegergrundstück erreichen können, könnte die Definition für Hinterlieger lauten: 

„Grundstückseigentümer, deren Grundstücke an Anliegergrundstücke unmittelbar angrenzen 

und die berechtigt sind, das Anliegergrundstück zu nutzen, um an das Verbandsgewässer zu ge-

langen.“ 

Um festzustellen, welche Hinterlieger das betrifft, filterte der Zweckverband im Rahmen der Datenerhe-

bung, welche Anliegergrundstücke nach dem Nutzungsartenkatalog des ALKIS querbar sind (öffentliche 

Straßen, Parkflächen, Wald etc.). Hinzu kommen Hinterlieger nicht querbarer Grundstücke, wenn ein indi-

viduelles Mitbenutzungsrecht besteht oder Eigentümeridentität vorliegt. 

Sonstige Nutzer sind nur bzw. erst dann in der Satzung zu benennen, wenn es solche im Erhebungsgebiet 

gibt. Die Legaldefinition für abgabepflichtige sonstige Nutzer könnte wie folgt lauten: 

 

„Nutzer, die aufgrund öffentlich-rechtlicher Erlaubnisse oder Bewilligungen berechtigt sind zur 

▪ Entnahme von Brauch- und /oder Kühlwasser, 

▪ zum gewerblichen Transport von Personen mit Wasserfahrzeugen, einschließlich des Betriebs 

einer Fahrgastschifffahrt, 

▪ Gewässernutzung zur Energieerzeugung 

▪ intensiven Fischhaltung 

oder tatsächlich die jeweiligen Handlungen vornehmen.“ 

 

6.1.3 Verteilungsmaßstäbe 

a) Gewässerfrontlänge 

Für die Anlieger und Hinterlieger entschied sich der Zweckverband Parthenaue für den Frontlängenmaß-

stab. Bei Anliegergrundstücken definiert die Satzung die Frontlänge als die Länge der an die Uferlinie an-

grenzenden Grundstücksseite. 
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Abb. 6: Gewässerfrontlänge – Anliegergrundstücke mit senkrechten Seitengrenzen 

 

Die in Abbildung 6 dargestellte Konstellation ist jedoch relativ selten anzutreffen. Anders als bei einer 

Straße sind die anliegenden oder kreuzenden Grundstücke nicht auf das Gewässer ausgerichtet. In den 

unterschiedlichsten geometrischen Formen verlaufen die Grundstücke regelmäßig schräg zur Uferlinie. In 

diesen Fällen ergibt sich die Gewässerfrontlänge unter Anwendung der im Satzungsmuster des SSG 

empfohlenen Projektionsmethode (siehe Abb. 7). 

 

 

Abb. 7: Gewässerfrontlänge Anlieger – nach Projektion 
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Allerdings entschloss sich der Zweckverband Parthenaue, auf die Anwendung der Projektionsmethode zu 

verzichten, wenn die benachbarten Grundstücke nicht querbar sind, d. h., nicht benutzt werden können, 

um an das Gewässer zu gelangen. In den Fällen kommt als Gewässerfrontlänge nur die Strecke zum Ansatz, 

über die das Grundstück die Uferlinie tatsächlich schneidet (siehe Abb. 8). 

 

 

Abb. 8: Gewässerfrontlänge Anlieger – Nachbargrundstücke nicht querbar 

 

Bei Hinterliegern ist die Gewässerfrontlänge die Länge der Uferlinie zwischen zwei Senkrechten, die von 

den äußeren Punkten der an das Anliegergrundstück angrenzenden Grundstücksseite auf der Uferlinie er-

richtet werden (Projektion). 

 

 

Abb. 9: Ermittlung der Gewässerfrontlänge bei Hinterliegergrundstücken 
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b) Gewichtete Einleitmenge 

In Anlehnung an das Satzungsmuster des SSG legte der Zweckverband Parthenaue verschiedene Gewich-

tungsfaktoren fest, die die unterschiedliche Belastung des Gewässers und den dadurch verursachten unter-

schiedlichen Unterhaltungsaufwand reflektieren. Für die Einleitung von Schmutzwasser gilt ein höherer 

Faktor als bei der Einleitung von Drainagewasser oder Niederschlagswasser. Das Sächsische OVG bestätigte 

die angewandten Faktoren. 

Tab. 1: Gewichtung der Einleitmenge nach Beschaffenheit (nach Satzungsmuster SSG) 

 Niederschlagswasser Schmutzwasser, regelge-
recht behandelt 

Schmutzwasser, nicht 
regelgerecht behandelt  

Einleitmenge 2.000.000 m³ 1.000.000 m³ 1.000 m³ 

Gewichtungsfaktor 1 10 20 

Gewichtete Einleitmenge 2.000.000 m³ 10.000.000 m³ 20.000 m³ 

 

Tab. 2: Gewichtung der Einleitmenge nach Beschaffenheit (nach Satzung ZV Parthenaue) 

 Drainagewasser Niederschlagswasser Schmutzwasser, 
regelgerecht behan-

delt 

Schmutzwasser, 
nicht regelgerecht 

behandelt  

Einleitmenge 1.000.000 m³ 1.000.000 m³ 1.000.000 m³ 1.000 m³ 

Gewichtungsfaktor 1 5 10 20 

Gewichtete Einleitmenge 1.000.000 m³ 5.000.000 m³ 10.000.000 m³ 20.000 m³ 

 

c) Verteilungsmaßstäbe für Nutzer 

Für die Heranziehung sonstiger Nutzer zur Gewässerunterhaltungsabgabe bieten sich folgende nutzungsar-

tenabhängige Verteilungsmaßstäbe an: 

▪ Schifffahrt, Bootsverleih: verdrängte Wassermenge in m³ 

▪ Entnahme von Brauch- oder Kühlwasser: Entnahmemenge in m³ 

▪ Energieerzeugung (Wasserkraft): Durchflussmenge in m³ 

▪ Fischzucht: Fassungsvermögen des Fischteiches in m³. 

 

6.1.4 Abgabesätze 

Der Abgabesatz bestimmt die Höhe der Gewässerunterhaltungsabgabe je Maßstabseinheit. Finden für ver-

schiedene Gruppen von Abgabenschuldners unterschiedliche Maßstabseinheiten Anwendung, sind jeweils 

gesonderte Abgabesätze festzulegen. Gegen die Festlegung eines einheitlichen Abgabesatzes für „Nutzer“, 

wie im Satzungsmuster des SSG unter § 6 Abs. 2 vorgeschlagen, bestehen kalkulatorische Bedenken. Für ein 

Gemeinde- oder Verbandsgebiet, in dem neben An-/Hinterliegern und Einleitern auch Betreiber von Was-

serkraftanlagen oder einer Fahrgastschifffahrt zu einer Gewässerunterhaltungsabgabe herangezogen wer-

den sollen, könnte der Satzungstext wie folgt lauten: 

„Der Abgabesatz für Einleiter beträgt … Euro je m³ (bzw. je 10 m³) gewichtete Einleitmenge. 
Der Abgabesatz für Anlieger und Hinterlieger beträgt … Euro je laufenden Meter Frontlänge. 
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Der Abgabesatz für die Energieerzeugung durch Wasserkraft beträgt … Euro je m³ Durchfluss-
menge. 
Der Abgabesatz für den gewerblichen Transport von Personen mit Wasserfahrzeugen beträgt … 
Euro je m³ verdrängte Wassermenge.“ 

Die Verwendung der um den Faktor 10 erhöhten Maßstabseinheit (je 10 m³) verringert rundungsbedingte 

Unterdeckungen im Rahmen der Kalkulation des Abgabesatzes für Einleiter. Zur Kalkulation der Abgabesät-

ze siehe Punkt 6.2. 

 
6.1.5 Bemessungsgrößen 

Die Gewässerunterhaltungssatzung enthält Regelungen, wie anhand der gewählten Verteilungsmaßstäbe 

die Abgabenhöhe für den einzelnen Abgabenschuldner zu ermitteln ist. 

 

a) Ermittlung der Gewässerfrontlänge 

Für die Ermittlung der Gewässerfrontlänge eines Grundstücks sollte entsprechend der Empfehlung im Sat-

zungsmuster des SSG auf einen maßstabsgetreuen Plan und die nach § 23 SächsWG zu bestimmende Ufer-

linie verwiesen werden. Dabei ist zu beachten, dass im Rahmen der Datenerhebung die Uferlinie nicht an 

jedem Punkt vermessen, sondern nur mittels einer spezifischen (geschätzten) Gewässerbreite angenom-

men wurde. Es ist also durchaus möglich, dass sich in der Phase der Abgabenerhebung im Einzelfall heraus-

stellt, dass ein Grundstück nicht an der Uferlinie anliegt und daher kein Anliegergrundstück ist. In dem Fall 

wäre zu prüfen, ob der Grundstückseigentümer als Hinterlieger abgabepflichtig ist. 

 

 

Abb. 10: typische Situation eines Gewässerverlaufs mit den Uferlinien und Flurstücken 

 



Projekt  Handlungsleitfaden zur Einführung einer Gewässerunterhaltungsabgabe  
 

Zweckverband Parthenaue  20.12.2017 Seite 26 
 

b) Ermittlung der gewichteten Einleitmenge 

Im Rahmen der Datenerfassung beim Zweckverband Parthenaue stellte sich heraus, dass für einen erhebli-

chen Teil der Einleitungen (noch) keine wasserrechtlichen Genehmigungen mit entsprechenden Einleit-

mengen vorliegen. Vor dem Hintergrund erschien es problematisch, die im Satzungsmuster des SSG sicher 

für den Einzelfall vorgesehene Schätzbefugnis zu übernehmen. Der Zweckverband entschloss sich daher, für 

die Einleitung von Niederschlags- und Drainagewasser einen Berechnungsalgorithmus festzuschreiben. 

Ähnlich wie bei der Berechnung der Gebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser in den Kanal durch 

die Aufgabenträger der Abwasserentsorgung wird die voll-/teilversiegelte bzw. drainierte Fläche ermittelt 

und mit folgenden Abflussbeiwerten belegt: 

 

Tab. 3: Abflussbeiwerte2 

Flächentyp/Art der Befestigung Abflussbeiwert 

 [Ψm] 

für Dachflächen ohne Regenwasserspeichereffekt (alle Dachformen) sowie vollversiegelte 
Flächen, z. B. Beton, Bitumen, Asphalt, Pflaster mit Fugenverguss und Fliesen 

0,9 

für teilversiegelte Flächen, z. B. Grün- und Kiesdächer, Pflaster ohne Fugenverguss bzw. 
mit wasserdurchlässigen Fugen, Öko-Pflaster, Rasengittersteine, Bahntrassen mit Schot-
terbett, Steinsand- und Kiesflächen und Sportflächen 

0,5 

für drainierte Grundstücksflächen 0,1 

 

Unter Ansatz der jährlichen mittleren Niederschlagsmenge ergibt sich daraus rechnerisch die jeweilige Ein-

leitmenge. Die Schätzbefugnis bleibt somit dem Ausnahmefall vorbehalten. Mit dieser einfach nachvoll-

ziehbaren, transparenten Berechnung der Einleitmengen erhofft sich der Zweckverband letztlich eine höhe-

re Akzeptanz bei den Abgabepflichtigen. 

 

6.1.6 Entstehung und Fälligkeit der Abgabenschuld 

Da es sich bei der Gewässerunterhaltung um eine permanente Aufgabe handelt, konzipierte der Zweckver-

band die Gewässerunterhaltungsabgabe als jährlich wiederkehrende Abgabe. Die Abgabeschuld entsteht 

jeweils zu Jahresbeginn, auch bei erstmaliger Einleitung oder Nutzung im Verlaufe des Jahres. 

Abgabepflichtig ist der Grundstückseigentümer (bzw. Besitzer), der Einleiter oder Nutzer zu Jahresbeginn. 

Angelehnt an das Satzungsmuster des SSG sieht die Satzung des Zweckverbandes Parthenaue keine Quote-

lung der Abgabe bei unterjährigem Verkauf des Grundstücks oder bei Übergang des Nutzungsrechtes vor. 

Die Fälligkeitsregelung enthält keine Besonderheiten. 

 

6.1.7 Satzungsverfahren 

Die Verabschiedung einer Gewässerunterhaltungssatzung unterliegt keinen besonderen formellen Anforde-

rungen. Kommunen haben insbesondere die §§ 4, 27, 28 Abs. 1, 39, 52 SächsGemO und die §§ 1, 2, 5, 6 

KomBekVO zu beachten. Für Gewässerunterhaltungsverbände sind zusätzlich die §§ 5 Abs. 3, 47, 53 Sächs-

KomZG einschlägig. 

                                                           
2 Nach ATV-DVWK-Merkblatt 153 (2000): Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser 
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Gewässerunterhaltungsmaßnahmen werden bislang im Wesentlichen aus allgemeinen Haushaltmitteln der 

Kommunen finanziert. Mit der Gewässerunterhaltungssatzung wird die unmittelbare Rechtsgrundlage zur 

Erhebung einer neuen Abgabe von den Bevorteilten der Unterhaltungsleistungen geschaffen. Um die erfor-

derliche Akzeptanz bei den Betroffenen und den Entscheidungsgremien zu erreichen, bedarf es einer aus-

reichenden Vorbereitungszeit, insbesondere um eine solide Datengrundlage zu schaffen. 

 

6.2 Kalkulation der Abgabesätze 

Von zentraler Bedeutung bei der Erarbeitung einer Gewässerunterhaltungssatzung ist die Ermittlung der 

Abgabesätze. Die Grundlage bildet eine Kalkulation, bei der der im Rahmen der Datenerhebung prognosti-

zierte Unterhaltungsaufwand auf die verschiedenen Gruppen Abgabepflichtiger und die gewählten Maß-

stabseinheiten aufgeteilt wird. 

Da es sich bei der Gewässerunterhaltungsabgabe um eine sonstige öffentlich-rechtliche Abgabe gemäß § 36 

SächsKAG handelt und demzufolge die Kalkulationsgrundsätze des SächsKAG nicht unmittelbar gelten, 

empfiehlt sich, deren Anwendung satzungsrechtlich klarzustellen: 

„§ 10 Abs. 2 Satz 1 bis 3 SächsKAG und §§ 11 bis 13 SächsKAG sind anzuwenden.“ 

Für die erstmalige Erhebung der Gewässerunterhaltungsabgabe sollte der Kalkulationszeitraum auf ein 

oder zwei Jahre begrenzt werden, um Präzisierungen der Erhebungsdaten zeitnah berücksichtigen zu kön-

nen. Die Kalkulation der Abgabesätze setzt sich zusammen aus der Kostenrechnung und der Ermittlung der 

Maßstabseinheiten. 

 

6.2.1 Kostenrechnung 

Die Kostenrechnung untergliedert sich klassisch in drei Teilschritte, die Kostenartenrechnung, die Kosten-

stellenrechnung und die Kostenträgerrechnung. 

 

a) Kostenartenrechnung 

Der Zweckverband Parthenaue, dem auch andere satzungsmäßige Aufgaben obliegen, ermittelte in einem 

ersten Teilschritt aus seinem Gesamthaushalt die Kosten, die voraussichtlich im Rahmen der Gewässerun-

terhaltung entstehen. In gleicher Weise muss auch eine Kommune vorgehen, die eigenständig eine Gewäs-

serunterhaltungsabgabe erheben will. Bei der Kostenzuordnung ist zwischen direkt zuordenbaren und nicht 

direkt zuordenbaren Kosten zu unterscheiden. Direkt zuordenbar sind Kosten, die ausschließlich der Ge-

wässerunterhaltung dienen, z. B. externe Planungskosten für eine Gewässerbettsanierung, Personalkosten 

der Bauhofmitarbeiter, die ausschließlich in der Gewässerunterhaltung tätig sind, Kosten für geringwertige 

Wirtschaftsgüter, wie z. B. Freischneider und Kettensägen oder Kosten für Betriebsstoffe, der ausschließlich 

in der Gewässerunterhaltung eingesetzten Fahrzeuge. Nicht direkt zuordenbar sind hingegen solche Kos-

ten, die nicht ausschließlich für die Gewässerunterhaltung anfallen. Das dürfte in der Regel bei den Perso-

nalkosten der Bauhofmitarbeiter der Fall sein. In den Fällen sind sachgerechte Verteilerschlüssel zu wählen, 

um die Personalkosten angemessen anteilig den Kosten der Gewässerunterhaltung zuzuordnen. 

Bei einem Zweckverband, der von den Verbandskommunen ausschließlich die Aufgabe der Gewässerunter-

haltung übertragen bekommen hat, entfällt die vorbeschrieben Kostenaufteilung, da sämtliche Kosten der 

Gewässerunterhaltung dienen. Allerdings ist auch hier zu prüfen, ob die Kosten betriebsnotwendig sind 
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oder aufgrund satzungsrechtlicher Einschränkungen (Kosten für die Beseitigung von Schäden aus Naturka-

tastrophen) nicht umlagefähig sind. Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang, dass das Sächs. OVG in 

den Normenkontrollverfahren auch den Aufwand für nachholende Unterhaltung für abgabefähig erachtete: 

„Der Begriff Freihaltung umfasst sowohl die Herstellung als auch die Erhaltung eines den 

Wasserabfluss ermöglichenden Zustandes des Ufers. Er ist nicht so eng auszulegen, dass er 

nur die an eine Grundsanierung anknüpfende Maßnahmen erfasst, sondern bezieht auch die 

Beseitigung eines Zustandes ein, der auf eine Unterlassung von Instandsetzungsarbeiten in 

früheren Jahren zurückzuführen ist.“3 

Auch dann, wenn ein Instandhaltungsrückstau bestehen sollte, wären nach Ansicht des OVG die Kosten für 

seine Beseitigung als Maßnahmen der Gewässerunterhaltung anzusehen. 

Die erstmalige Erhebung einer Gewässerunterhaltungsabgabe erfordert zwangsläufig einen erhöhten Auf-

wand im Bereich der Verwaltung. Insbesondere zusätzliche Personalkosten für die Auswertung der Anhö-

rungen vor Versendung der Abgabebescheide, die Präzisierung der Datengrundlagen und die Klärung von 

Rechtsfragen bei der erstmaligen Anwendung der Gewässerunterhaltungssatzung sind ansatzfähig. Ebenso 

sind aber auch erhaltene Drittmittel als Deckungsbeitrag zu berücksichtigen. Anhand fiktiver Zahlen soll 

nachfolgend die Kostenrechnung beispielhaft dargestellt werden. 

 

Tab. 4: Gewässerunterhaltung als „Davon-Position“ des Gesamthaushaltes 

Kostenart Gesamthaushalt Gewässerunterhaltung 

 [€] [€] 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 100.000 60.000 

Bezogene Leistungen 220.000 110.000 

Materialaufwand 320.000 170.000 

Personalaufwand 400.000 220.000 

Abschreibungen 50.000 40.000 

Bürobedarf 10.000 5.000 

Mieten, Pachten, Leasing 50.000 30.000 

Geringwertige Wirtschaftsgüter 60.000 40.000 

… … … 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 200.000 121.000 

Kalkulatorische Zinsen 8.000 4.000 

Steuern 2.000 1.000 

Gesamtkosten 980.000 555.000 

Deckungsbeiträge - Drittmittel -68.000 -45.000 

Unterhaltungsaufwand 912.000 511.000 

                                                           
3 Sächsisches OVG, a.a.O., juris Rn 53 
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b) Kostenstellenrechnung 

Die Gewässerunterhaltung beinhaltet eine Vielzahl von Maßnahmen, die den Abgabepflichtigen in unter-

schiedlichem Maß zugutekommen. Nach § 37 Abs. 1 SächsWG sind die Abgabepflichtigen nach dem Ver-

hältnis des Vorteils zur Gewässerunterhaltungsabgabe heranzuziehen. Deshalb untergliederte der Zweck-

verband Parthenaue nach dem Vorbild des Satzungsmusters des SSG die Gewässerunterhaltung in ver-

schiedene Teilaufgaben mit den dafür voraussichtlich erforderlichen Kosten (Teilkostenmassen). Die vom 

Satzungsmuster vorgeschlagenen sechs Kostenmassen werfen nach der Erfahrung des Zweckverbandes im 

Einzelfall die Schwierigkeit auf, Kosten eindeutig einem der Tätigkeitsbereiche der Gewässerunterhaltung 

zuzuordnen. Zur Vermeidung der Abgrenzungsprobleme beschränkte sich der Zweckverband daher auf fünf 

Teilkostenmassen. 

 

Tab. 5: Differenzierung nach Teilleistungen 

Kostenart Gewäs-
serunterhal-
tung gesamt 

Pflege der 
Böschungen, 
Ufer u. Ge-

wässerrand-
streifen 

Sicherung 
und Pflege 
der Gewäs-
serbetten 
und Ufer 

Entschlam-
mung 

Freilegung, 
Offenhaltung 
von Gewäs-

sern und 
Flächen 

Pflege, In-
standhaltung 
von wasser-
wirtschaftli-

chen Anlagen 

 [€] [€] [€] [€] [€] [€] 

Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffe 

60.000 20.000 17.000 10.000 7.000 6.000 

Bezogene Leistungen* 65.000* 12.000 11.000 19.000 11.000 12.000 

Materialaufwand 125.000 32.000 28.000 29.000 18.000 18.000 

Personalaufwand 220.000 65.000 60.000 47.000 31.000 17.000 

Abschreibungen 40.000 12.000 12.000 6.000 5.500 4.500 

Bürobedarf 5.000 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000 

Mieten, Pachten, Lea-
sing 

30.000 8.500 8.500 6.000 3.500 3.500 

Geringwertige Wirt-
schaftsgüter 

40.000 12.000 12.000 7.000 4.500 4.500 

… … … … … … … 

Sonstige betriebliche 
Aufwendungen 

121.000 35.000 31.000 25.000 17.000 13.000 

Kalkulatorische Zinsen 4.000 1.000 1.000 800 600 600 

Steuern 1.000 200 200 200 200 200 

Unterhaltungsaufwand 511.000 145.200 132.200 108.000 72.300 53.300 

*45.000,00 € Drittmittel als Deckungsbeitrag bereits berücksichtigt 
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c) Kostenträgerrechnung 

In der Kostenträgerrechnung erfolgt eine pauschale Vorverteilung der Teilkostenmassen auf die in der Sat-

zung definierten Gruppen von Abgabepflichtiger. Dem liegt der Gedanke zugrunde, dass die Gewässerun-

terhaltung eine Vielzahl von Maßnahmen beinhaltet, die den Abgabepflichtigen in unterschiedlichem Maße 

zugutekommen. Dabei schätzte der Zweckverband ein, dass z. B. die Pflege der Böschungen, Ufer und Ge-

wässerrandstreifen überwiegend den Anliegern und Hinterliegern zugutekommt, während die Kosten der 

Entschlammung vorwiegend durch die Einleiter (Sedimenteintrag) verursacht werden. Durch diese pau-

schale Zuordnung sollte entsprechend der Intention im SSG-Satzungsmuster vermieden werden, dass ein-

zelne Gruppen von Abgabepflichtigen mit Kosten belastet werden, die ihnen nicht oder nicht in nennens-

wertem Maße zufließen.4 Gegen diese Vorgehensweise erhob das Sächsische OVG keine Bedenken: 

„Der Antragsgegner differenziert zwischen den Vorteilen der Einleiter einerseits und der Anlieger 

und Hinterlieger andererseits. Es ist nicht geboten, auf jeden einzelnen konkret gezogenen Vorteil 

abzustellen und genau zu berechnen, in welchem Umfang jeder Einleiter und jedes Anlieger- oder 

Hinterliegergrundstück aus der Gewässerunterhaltung Nutzen ziehen.“5 

Die vorverteilten Kosten werden jedoch nicht vollständig den Gruppen von Abgabepflichtigen auferlegt. 

Der Zweckverband Parthenaue folgte der Empfehlung im Satzungsmuster des SSG und zog einen Anteil von 

20 % der Gesamtkosten ab. Dahinter steht der Gedanke, dass die Gewässerunterhaltung nicht nur den Ab-

gabepflichtigen dient, sondern auch im Interesse der Allgemeinheit liegt. Der Eigenanteil verbleibt beim 

Zweckverband und ist letztlich als Umlage von den Verbandsmitgliedern aus den kommunalen Haushalten 

zu finanzieren. 

 

Tab. 6: Kostenvorverteilung auf Gruppen von Abgabenpflichtigen/Abzug des kommunalen Eigenanteils 

Kostenmassen Unterhaltungsaufwand Teilaufwand        
Einleiter 

Teilaufwand                        
Anlieger/Hinterlieger 

 [€]  [€]  [€] 

Pflege der Böschungen, Ufer u. Gewäs-
serrandstreifen 

145.200 1/3 48.400 
 

2/3 96.800 

Sicherung und Pflege der Gewässerbet-
ten und Ufer 

132.200 1/2 66.100 1/2 66.100 

Entschlammung 108.000 2/3 72.000 1/3 36.000 

Freilegung, Offenhaltung von Gewässern 
und Flächen 

72.300 1/3 24.100 2/3 48.200 

Pflege, Instandhaltung von wasserwirt-
schaftlichen Anlagen 

53.300 1/2 26.650 1/2 26.650 

Unterhaltungsaufwand 511.000  237.250  273.750 

Kommunaler Eigenanteil (20 %) 102.200  47.450  54.750 

Abgabefähiger Aufwand 408.800  189.800  219.000 

 

                                                           
4 Vgl. Erläuterungen zum Satzungsmuster des SSG für eine Gewässerunterhaltungssatzung, veröffentlicht im Sachsen-
landkurier 2/2011, S. 112 ff. 
5 Sächsisches OVG, a.a.O., juris Rn 56 
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Das Zwischenergebnis der Kostenrechnung anhand fiktiver Werte lässt sich wie folgt zusammenfassen: 

 

Tab. 7: Verteilung des Aufwandes auf die Gruppen von Abgabepflichtigen 

Gruppe Abgabepflichtiger Unterhaltungsaufwand 

 [€] 

Teilaufwand Einleiter 189.800 

Teilaufwand Anlieger/Hinterlieger 219.000 

Kommunaler Eigenanteil 102.200 

 

6.2.2 Ermittlung der Maßstabseinheiten 

Nach der Ermittlung der Kosten, die im Kalkulationszeitraum für die Gewässerunterhaltung voraussichtlich 

erforderlich sein werden, sind in einem zweiten Schritt die Maßstabseinheiten zu prognostizieren, auf die 

die Kosten aufzuteilen sind. 

Benötigte Maßstabseinheiten sind: 

▪ Einleitmengen der Einleiter 

▪ Typen: Regen, Schmutzwasser, Drainagewasser 

▪ Maßeinheit: Kubikmeter/Jahr 

▪ Gewässerfrontlängen der An- und Hinterlieger-Grundstücke 

▪ Maßeinheit: Meter 

▪ Maßstabseinheiten für sonstige Gewässernutzer 

▪ z. B. Fahrgastschiffe, Fischerei, Wasserkraft… 

▪ Maßeinheiten: Diverse (z.B. Wasserverdrängung) 

 

a) Ermittlung der gewichteten Einleitmenge 

 

▪ Schmutzwasser 

Der Zweckverband Parthenaue entnahm die Einleitmengen aus den im Wasserbuch eingetragenen wasser-

rechtlichen Genehmigungen. Soweit zu Einleitstellen keine Angaben vorhanden waren, legte er den durch-

schnittlichen Trinkwasserverbrauch im Verbandsgebiet (86 Liter pro Person und Tag) zugrunde. Hinsichtlich 

der Einleitungen der Aufgabenträger der Abwasserentsorgung stellte der Zweckverband auf deren geprüfte 

Eigenerklärungen ab. 

 

▪ Niederschlagswasser 

Auf der Grundlage der versiegelten Flächen der potentiellen Einleiter errechnete der Zweckverband unter 

Ansatz der jährlichen mittleren Niederschlagsmenge und der Abflussbeiwerte sowie unter Einschluss der 

von den Aufgabenträgern der Abwasserentsorgung gemeldeten Einleitmengen die kalkulatorische Gesamt-

einleitmenge von Niederschlagswasser.  
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▪ Drainagewasser 

Unter Ansatz der im Rahmen der Datenerhebung dokumentierten Drainageflächen errechnete der Zweck-

verband unter Ansatz der jährlichen mittleren Niederschlagsmenge und des Abflussbeiwertes 0,1 die kalku-

latorische Gesamteinleitmenge von Drainagewasser. 

 

▪ Gewichtung der Einleitmengen 

Unter Berücksichtigung der satzungsrechtlich bestimmten Gewichtungsfaktoren ergeben sich anhand fikti-

ver Werte folgende gewichtete Einleitmengen: 

 

Tab. 8: Gewichtete Einleitmengen 

 Abflussbeiwert Genehmigte/ermit-
telte Einleitmenge 

Gewichtungsfaktor Gewichtete Einleit-
menge 

 Ψm [m³]  [m³] 

Drainagewasser 0,1 800.000 1 800.000 

Niederschlagswasser 0,9/0,5 900.000 5 4.500.000 

Regelgerecht behandeltes 
Schmutzwasser 

 100.000 10 1.000.000 

Nicht regelgerecht behan-
deltes Schmutzwasser 

 1.000 20 20.000 

Gesamt  1.801.000  6.320.000 

 

Die Kalkulation ergibt nach den zugrunde gelegten fiktiven Werten eine gewichtete Einleitmenge von 

6.320.000 m³. 

 

b) Ermittlung der Gewässerfrontlängen 

Zur Kalkulation des Abgabesatzes für Anlieger und Hinterlieger ist es erforderlich, die gesamte Gewässer-

frontlänge im Erhebungsgebiet zu ermitteln. Diese setzt sich zum einen aus den Frontlängen der Anlieger 

zusammen, die in der Summe mit der Gesamtlänge des Gewässernetzes korrespondiert. Hinzu kommen die 

im Projektionsverfahren ermittelten Frontlängen der Hinterliegergrundstücke. Weil entsprechend der Sat-

zungsempfehlung des SSG nur die Hinterlieger abgabepflichtig sind, die über das Anliegergrundstück zum 

Gewässer gelangen können, ist die Gesamtfrontlänge der Hinterlieger geringer als die Gesamtfrontlänge 

der Anlieger. 

Die Gewässerfrontlänge beträgt unter Ansatz fiktiver Werte insgesamt: 

▪ bei Anliegergrundstücken   100.000 m 

▪ bei Hinterliegergrundstücken   50.000 m 

Gesamt  150.000 m 
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6.2.3 Berechnung der Abgabesätze 

a) Abgabesatz für Einleiter 

Der Abgabesatz für Einleiter ergibt sich durch Division der im Rahmen der Kostenträgerrechnung den Einlei-

tern zugeordneten Kosten durch die prognostizierte gewichtete Einleitmenge. Dies stellt sich anhand der 

oben genannten fiktiven Werte wie folgt dar: 

 

▪ kalkulierte Kosten:  Teilaufwand Einleiter   189.800,00 € 

▪ kalkulierte Maßstabseinheiten:  gewichtete Einleitmenge   6.320.000 m³ 

Abgabesatz für Einleiter   0,03 €/m³ 

 

b) Abgabesatz für Anlieger/Hinterlieger 

Der Abgabesatz für Anlieger und Hinterlieger ergibt sich durch Division der im Rahmen der Kostenträger-

rechnung den Anlieger und Hinterliegern zugeordneten Kosten durch die ermittelte Gesamtgewässerfront-

länge. Anhand fiktiver Werte ergibt sich folgender Abgabesatz für Anlieger und Hinterlieger: 

 

▪ kalkulierte Kosten:  Teilaufwand Anlieger/Hinterlieger  219.000,00 € 

▪ kalkulierte Maßstabseinheiten:  Gewässerfrontlänge      150.000 m 

Abgabesatz für Anlieger/Hinterlieger   1,46 €/m 

 

6.2.4 Berechnungsbeispiele 

Anhand der fiktiven Abgabesätze ergeben sich für typische Situationen folgende Belastungen durch die 

Erhebung einer Gewässerunterhaltungsabgabe. In den nachfolgenden Beispielen sind die Anlieger jeweils 

zugleich auch Einleiter, erfüllen mithin mehrere Abgabetatbestände. Selbstverständlich gibt es auch Anlie-

ger oder Hinterlieger, die nicht zugleich Einleiter sind, z. B. dann, wenn das häusliche Schmutzwasser einen 

Anschluss an einen Kanal des Aufgabenträgers der Abwasserentsorgung angeschlossen ist. Es kommt auch 

vor, dass Einleiter nicht zugleich Anlieger oder Hinterlieger sind. Das ist zum Beispiel der Fall bei einem Auf-

gabenträger der Abwasserentsorgung, der aus einem Entsorgungsgebiet vorgereinigtes Schmutzwasser 

oder Niederschlagswasser in einem Kanal über fremde Grundstücke zur nächstgelegenen Vorflut transpor-

tiert. 

 

Beispiel Einfamilienhaus 

3-Personen-Haushalt, 50 m Gewässerfrontlänge, 166,81 m² Dachfläche, 

116,77 m² versiegelte Verkehrsfläche 

 

Anliegerabgabe: 50 m x 1,46 =      73,00 € 

Einleiterabgabe Niederschlagswasser: 

(166,81 + 116,77) x 0,9) x 0,586 x 5 x 0,03=      22,43 € 

Einleiterabgabe Schmutzwasser: 

0,086 x 3 x 365 x 10 x 0,03 =      28,25 € 

Gesamtbelastung      123,68 € 
 

Abb. 10: Berechnungsbeispiel Einfamilienhaus 
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Beispiel Gewerbestandort 

Gewerbestandort, 100 m Gewässerfrontlänge, 55.527,05 m² Dachfläche, 

72.579,05 m² versiegelte Verkehrsfläche 

 

Anliegerabgabe: 100 m x 1,46 =      146,00 € 

Einleiterabgabe Niederschlagswasser: 

(55.527,05 + 72.579,05) x 0,9 x 0,586 x 5 x 0,03 = 10.134,47 € 

Gesamtbelastung 10.280,47 €  

Abb. 11: Berechnungsbeispiel Gewerbestandort 

 

Beispiel Landwirtschaftsbetrieb 

Landwirtschaftsbetrieb, 1.500 m Gewässerfrontlänge, 2.000 m² Dachflä-

che, 3.000 m² versiegelte Verkehrsfläche, 170 ha drainierte landwirt-

schaftliche Fläche 

 

Anliegerabgabe: 1.500 m x 1,46 =   2.190,00 € 

Einleiterabgabe Niederschlagswasser: 

(2.000 + 3.000) x 0,9 x 0,586 x 5 x 0,03 =      395,55 € 

Einleiterabgabe Drainagewasser: 

1.700.000,00 x 0,1 x 0,586 x 1 x 0,03 =   2.988,60 € 

Gesamtbelastung   5.574,15 €  

Abb. 12: Berechnungsbeispiel Landwirtschaftsbetrieb 
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7 Erhebung der Abgaben 

Mit Inkrafttreten der Gewässerunterhaltungssatzung liegen alle Voraussetzungen für die Erhebung einer 

Gewässerunterhaltungsabgabe vor. Die Erhebung gegenüber dem einzelnen Abgabepflichtigen erfolgt 

durch Erlass eines Bescheides. Da regelmäßig zumindest mehrere Hundert Abgabepflichtige im Gemeinde- 

bzw. Verbandsgebiet heranzuziehen sind, handelt es sich um ein Massengeschäft. Zwar ist es möglich, mit 

der entwickelten Softwarelösung die Vielzahl gleich- oder ähnlicher gelagerter Sachverhalte weitgehend 

maschinell zu bearbeiten, in der Anfangsphase ist jedoch ein erhöhter personeller Aufwand einzuplanen. 

Gerade bei der Erstellung der einzelnen Abgabenbescheide ergeben sich unzählige Einzelfragen, angefan-

gen bei der Ermittlung des richtigen Abgabeschuldners über die Feststellung der Abgabetatbestände bis hin 

zur richtigen Berechnung bzw. Schätzung der für die Abgabenhöhe maßgeblichen Bemessungsgrößen. In 

jedem Fall dürfen der Gesamtaufwand bei der erstmaligen Erhebung der Gewässerunterhaltungsabgabe 

und die dafür einzuplanende zeitliche Komponente nicht unterschätzt werden. Des Weiteren sollte zur 

Überbrückung der Zeit bis zum Eingang der Zahlungen auf die Abgabenbescheide für eine ausreichende 

Vorfinanzierung gesorgt werden, um die Arbeitsfähigkeit sowohl vor Ort am Gewässer als auch in der Ver-

waltung zu gewährleisten. 

 

7.1 Gestaltung des Abgabebescheides 

Ausgangspunkt für die Gestaltung des Abgabenbescheides ist die Frage nach dem Rechtscharakter der Ge-

wässerunterhaltungsabgabe und den daraus resultierenden rechtlichen Anforderungen. Der Landesgesetz-

geber geht zutreffend davon aus, dass es sich dabei nicht um eine Kommunalabgabe (Steuer, Gebühr, Bei-

trag), sondern um eine sonstige öffentlich-rechtliche Abgabe handelt, für die das Sächsische Kommunalab-

gabengesetz nur eingeschränkt gilt (§ 36 SächsKAG). Hinsichtlich der inhaltlichen Anforderungen an die 

Gestaltung des Bescheides gelten allerdings keine Besonderheiten gegenüber Bescheiden zur Erhebung von 

Kommunalabgaben. 

Maßgebliche Vorschriften sind die Regelungen zum Erlass von Verwaltungsakten in den §§ 118 ff., 155, 157 

AO. Grundsätzlich gilt: „Der Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.“ (§ 119 AO). Dazu 

sind folgende zwingende Bestandteile eines Abgabenbescheides vorgegeben: 

▪ Erlassende Behörde 

▪ Bezeichnung der Abgabe nach Art und Betrag 

▪ Angabe des Abgabeschuldners 

▪ Begründung, soweit zum Verständnis erforderlich 

▪ Rechtsbehelfserklärung 

▪ Unterschrift des Behördenleiters, soweit der Verwaltungsakt nicht formularmäßig erlassen wird. 

Da gerade bei der Erhebung einer neuen Abgabe mit Akzeptanzproblemen bei den Abgabenschuldnern 

gerechnet werden muss, sind die Kommunen bzw. Gewässerunterhaltungsverbände gut beraten, den all-

gemeinen Anforderungen an einen Verwaltungsakt genügend Aufmerksamkeit zu widmen und ein klar 

strukturiertes, verständliches Bescheidmuster zu entwickeln. Nicht selten sind Abgabepflichtige mit mehre-

ren Grundstücken Anlieger oder Hinterlieger sowie Einleiter von Schmutz-, Niederschlags- oder Drainage-

wasser. Daher sollte der Bescheid insbesondere so gestaltet werden, dass auch mehrere Abgabentatbe-

stände in einem Verwaltungsakt verarbeitet werden können. 

In Vorbereitung der erstmaligen Erhebung der Gewässerunterhaltungsabgabe entwickelte der Zweckver-

band Parthenaue ein Bescheidmuster, das in der im Rahmen des Pilotprojektes programmierten Software 
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hinterlegt wurde. Das Formular für den Bescheid enthält neben statischen Bestandteilen eine Vielzahl vari-

abler Passagen, um die verschiedensten Fallkonstellationen berücksichtigen zu können. D. h., auf Knopf-

druck druckt das System auf der Grundlage der erfassten Stammdaten für jeden Abgabenschuldner den 

Abgabenbescheid aus. 
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Abb. 13: Bescheidmuster 
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Das Bescheidmuster folgt den allgemeinen Anforderungen an Verwaltungsakte im Abgabenrecht. Zielstel-

lung ist, die Abgabenerhebung möglichst transparent zu gestalten. Deshalb legte der Zweckverband beson-

deren Wert auf eine nachvollziehbare Begründung. 

Der Briefkopf benennt den Zweckverband Parthenaue als erlassende Behörde einschließlich Ansprechpart-

ner, Kontaktdaten und Bankverbindung. Das Adressfeld und die Anrede sind variabel gestaltet, so dass den 

verschiedenen Anforderungen an die korrekte Bezeichnung des Adressaten (z. B. natürliche Personen, Ehe-

leute, Gesellschaften bürgerlichen Rechts, Firmen - auch in Liquidation oder Insolvenzverfahren etc.) ent-

sprochen werden kann (vgl. [1]). Der Benennung der Rechtsgrundlagen für die Abgabenerhebung folgt der 

Tenor des Bescheides (vgl. [2]). Er gliedert sich in die Festsetzung der Abgabe und das Leistungsgebot als 

Voraussetzung für die Zahlungspflicht. Der festsetzende Teil enthält eine Auflistung der konkret erhobenen 

Abgabe nach ihrer Art (Abgabe für Anlieger/Hinterlieger, Abgabe für Einleiter). Nicht einschlägige Abgaben-

arten werden nicht aufgeführt. Der Bescheid gibt dann die insgesamt festgesetzte Abgabe an. Das Leis-

tungsgebot enthält die Aufforderung, die Abgabe bis zur Fälligkeit (1 Monat nach Bekanntgabe des Be-

scheides) zu zahlen. Je nach Satzungsbestimmung könnte auch eine längere Fälligkeitsfrist eingeräumt wer-

den. Allerdings dürfte das kaum in Betracht kommen, wenn die Abgabe zur Finanzierung der Unterhal-

tungsmaßnahmen im laufenden Jahr erhoben wird. 

Die Begründung folgt der Differenzierung nach den einzelnen Abgabenarten. Nach der Erläuterung des 

satzungsmäßigen Abgabentatbestandes werden die An- bzw. Hinterliegergrundstücke aufgelistet (vgl. [3]). 

Die Darstellung enthält Angaben zum angrenzenden Verbandsgewässer sowie die ermittelten Gewässer-

frontlängen. Mit dem Verweis auf den Vorteilsbegriff des § 37 SächsWG soll dem Abgabenschuldner ver-

deutlicht werden, woraus sich der Vorteil der Gewässerunterhaltung für An- und Hinterliegergrundstücke 

insbesondere ergibt. 

Die nachfolgende Berechnung nimmt die ermittelten An- und Hinterliegergrundstücke anhand der laufen-

den Nummern auf und weist die sich anhand des Abgabesatzes für Anlieger/Hinterlieger ergebende Abgabe 

für jedes Flurstück aus. Da sich der Zweckverband mit seiner satzungsrechtlichen Bestimmung zu den Ab-

gabeschuldnern an § 21 SächsKAG orientierte, bietet die Berechnungstabelle die Möglichkeit, die Abgabe 

nach Miteigentumsanteilen auszuweisen. 

Die Begründung der Abgabe für Einleiter (vgl. [4]) untergliedert sich nach der Art der Einleitung und beginnt 

mit einem variabel gestalteten Text zum satzungsmäßigen Abgabetatbestand. Die nachfolgende Tabelle 

enthält Angaben zum einleitenden Flurstück, der Art der Einleitung, das Verbandsgewässer, in das eingelei-

tet wird und die Lage der Einleitstelle. Letztere wird mit einer unveränderlichen Einleitstellennummer ver-

sehen, um Einleitstelle und einleitendes Flurstück miteinander zu verknüpfen. 

In einem weiteren Schritt werden die gewichteten Einleitmengen je Einleitstelle und Art der Einleitung 

(Schmutzwasser/Niederschlagswasser/Drainagewasser) ermittelt. Die Berechnung der einzelnen Einlei-

tungsarten weist der Bescheid nur aus, sofern sie im konkreten Fall vorliegen. 

Die gewichtete Einleitmenge von Schmutzwasser ergibt sich aus der Summe der Einleitmengen je Einleit-

stelle und dem satzungsmäßigen Gewichtungsfaktor für Schmutzwassereinleitungen. Eine textliche Erläute-

rung der Berechnung ist der Tabelle vorangestellt. Die Tabelle gibt an, ob dem Ansatz eine Erlaubnis oder 

Bewilligung oder eine Schätzung zugrunde liegt (vgl. [5]). Die Schätzung betrifft beispielsweise die Fälle, in 

denen die Einleitmenge anhand der Anzahl der auf dem einleitenden Grundstück gemeldeten Personen 

und dem durchschnittlichen Wasserverbrauch je Person/Jahr ermittelt wird. 

Die Ermittlung der gewichteten Einleitmenge von Niederschlagswasser erfolgt anhand der voll- bzw. teil-

versiegelten Flächen und der mittleren jährlichen Niederschlagsmenge (vgl. [6]) unter Ansatz des sat-

zungsmäßigen Gewichtungsfaktors. Sofern der Abgabenschuldner nachweist, dass Niederschlagswasser 
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nicht in das Gewässer eingeleitet, sondern einer Eigengewinnungsanlage (Zisterne o. ä.) zugeführt wird, 

sieht das Bescheidmuster die Möglichkeit vor, pauschale Abzüge von der Einleitmenge anzusetzen (vgl. [7]). 

In Einzelfällen kann bestimmten Einleitstellen keine eigene Einleitmenge zugeordnet werden. Das ist etwa 

der Fall, wenn mehrere Dachflächen über mehrere Einleitstellen entwässern, aber nicht bekannt ist, welche 

Dachflächen an welche Einleitstelle angeschlossen sind. Bei solchen Konstellationen bietet sich die Mög-

lichkeit, eine zusammengefasste Einleitmenge mehreren Einleitstellen zuzuordnen. 

Die Ermittlung der gewichteten Einleitmenge für Drainagewasser folgt dem gleichen Schema, wobei Be-

zugsgrößen hier die drainierten Flächen und der mittlere jährliche Niederschlag sind. 

Die Berechnung der Gewässerunterhaltungsabgabe für Einleiter erfolgt anhand der ermittelten gewichte-

ten Einleitmengen je Art der Einleitung und dem satzungsmäßigen Abgabensatz für Einleiter (vgl. [8]). So-

fern ein Abgabenschuldner gleichzeitig Alleineigentümer eines oder mehrerer Grundstücke und Wohnungs-

/Teileigentümer anderer Grundstücke ist, erfolgt eine abweichende Darstellung der Abgabenberechnung 

(vgl. [9]), die auf die Besonderheiten gemäß § 21 SächsKAG Rücksicht nimmt. 

Für Fälle, in denen Ausführungen zur gesamtschuldnerischen Haftung mit weiteren Abgabenschuldnern 

angezeigt oder notwendig sind (insbesondere Erfassung weiterer Inhaltsadressaten neben dem Bekannt-

gabeadressaten, vgl. AEAO zu § 122 AO), können im Bescheid die notwendigen Angaben generiert werden 

(vgl. [10]). 

Der Bescheid schließt mit der Klarstellung, dass die Anlage mit den zeichnerischen Darstellungen der Ge-

wässerfrontlängen, versiegelten bzw. drainierten Flächen und Einleitstellen Bestandteil des Bescheides ist. 

Bei der zeichnerischen Darstellung legte der Zweckverband Wert darauf, dass die Abgabenschuldner „ihr“ 

Flurstück „wiederfinden“. Bei An- und Hinterliegergrundstücken erfolgt die Abbildung der Gewässerfront-

länge, ggf. mit graphischer Darstellung der Projektion (vgl. Ziff. 6.3.1, Abb. 9). Bei Einleitungen stellte sich 

heraus, dass sich die Einleitstellen nicht selten in einiger Entfernung vom entwässernden Flurstück befinden 

oder nur Teile eines Flurstücks drainiert sind. Deshalb wird in den Fällen ein Maßstab gewählt, der es er-

laubt, die drainierte Fläche und die dazugehörige Einleitstelle in einer Abbildung darzustellen. 

Die Rechtsmittelbelehrung wurde aus Gründen der Rechtssicherheit auf das notwendige Maß beschränkt. 

Der Hinweis auf § 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO ist als bloßer Hinweis deutlich abgesetzt. 

 

7.2 Anhörung 

Vor der erstmaligen Erhebung einer Gewässerunterhaltungsabgabe führte der Zweckverband Parthenaue 

eine Anhörung der Abgabepflichtigen durch. Damit folgte der Verband der Orientierung in § 91 AO. Danach 

soll vor dem Erlass eines Verwaltungsaktes, der in die Rechte eines Beteiligten eingreift, diesem die Gele-

genheit gegeben werden, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. Die Durchfüh-

rung einer Anhörung ist vor allem aus den folgenden Gründen dringend zu empfehlen. 

Zum einen werden die Abgabepflichtigen unabhängig von den öffentlichen Beschlussfassungen der Ge-

meindevertretung bzw. der Verbandsversammlung und der Bekanntmachung der Gewässerunterhaltungs-

satzung nochmals in einem persönlichen Schreiben auf die beabsichtigte Erhebung der Gewässerunterhal-

tungsabgabe aufmerksam gemacht und über die voraussichtliche Abgabenhöhe informiert. Die Abgabe-

pflichtigen, insbesondere die, die im Einzelfall eine höhere Abgabenlast trifft, erhalten Gelegenheit, sich auf 

die erforderliche Zahlung einzustellen. 

Zum anderen dient die Anhörung der Überprüfung der Richtigkeit der beabsichtigten Heranziehung vor 

dem Erlass des Bescheides. Die nach der vorhandenen Datenbasis mutmaßlichen Abgabepflichtigen werden 
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aufgefordert, sich zu den einzelnen Tatsachen zu äußern, die die Berechnungsgrundlage bilden. Auf diese 

Weise können Unklarheiten, Missverständnisse und Fehler frühzeitig ausgeräumt und Widerspruchsverfah-

ren vermieden werden. Die Anhörung ist damit ein wichtiges Instrument zum konfliktarmen Verlauf des 

Erhebungsverfahrens. 

Die Anhörung dient aber auch gezielt der Feststellung von Tatsachen, deren vorherige Aufklärung ohne 

direkte Einbeziehung der einzelnen Abgabenschuldner nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 

möglich gewesen wäre. Das betrifft insbesondere die Heranziehung der Besitzer von Grundstücken statt 

der Eigentümer (Erläuterung siehe Ziff. 3.3.5 des Handlungsleitfadens). Die Eigentümer landwirtschaftlicher 

Flächen verpachten ihre Flurstücke häufig an Landwirtschaftsunternehmen. Die eigentlich Bevorteilten der 

Gewässerunterhaltung sind mithin die Landwirtschaftsbetriebe als Besitzer der Flächen. Da sich aus dem 

ALKIS nur die Eigentumsverhältnisse, nicht aber die Besitzverhältnisse ergeben, können zunächst nur die 

Grundstückseigentümer angehört werden, jedoch verbunden mit der Nachfrage, ob das An- oder Hinterlie-

gergrundstück bzw. die drainierte Fläche eventuell verpachtet ist. In der Regel wird der Eigentümer die 

entsprechende Auskunft erteilen, um sich der Abgabenpflicht zu entledigen. Allerdings sollte auf einen 

Nachweis, z. B. durch auszugsweise Vorlage des Pachtvertrages oder eine Bestätigung des Pächters bestan-

den werden. 

In welcher Form die Anhörung erfolgt, ist nicht vorgeschrieben. So ist es möglich, in einem individuellen 

Schreiben den Abgabepflichtigen über die beabsichtigte Erhebung zu informieren, die maßgeblichen 

Rechtsgrundlagen zu benennen, die einzelnen Abgabetatbestände und Bemessungsgrößen zu erläutern 

und zur Prüfung und ggf. Stellungnahme aufzufordern. Allerdings birgt dieser Weg die Gefahr, dass sich die 

Erläuterungen vom später versandten Bescheid formell und inhaltlich unterscheiden und damit zu unnöti-

gen Irritationen führen. Um das zu vermeiden, wählte der Zweckverband Parthenaue einen anderen Weg. 

Mit einem Serienschreiben wandte sich der Verband an die potentiellen Abgabepflichtigen und fügte je-

weils den Entwurf des Abgabenbescheides nebst Anlagen mit zeichnerischen/bildlichen Darstellungen der 

Gewässerfrontlängen, Einleitstellen und versiegelten oder drainierten Flächen bei. Für das Serienschreiben 

wählte der Zweckverband folgenden Text: 
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Abb. 14: Muster Anhörungsschreiben 
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Die vom Zweckverband Parthenaue durchgeführte Anhörung erfüllte voll und ganz ihren Zweck. Erwar-

tungsgemäß reagierte ein Großteil der Abgabepflichtigen mit allgemeinen Vorwürfen gegen die Abgaben-

erhebung als solche. Hier galt es, die Abgabepflichtigen mit hohem personellen Engagement geduldig und 

einfühlsam von der Richtigkeit und Notwendigkeit der Abgabenerhebung zu überzeugen. Das gelang bei 

einem Teil der Adressaten, bei einem anderen nicht. Andere Adressaten monierten lediglich einzelne Anga-

ben im Bescheidentwurf. Einen unerwartet großen Raum nahmen notwendige Korrekturen des Bescheida-

dressaten ein. Als maßgebliche Ursache wurde hier ausgemacht, dass die aus dem ALKIS übernommenen 

Eigentümerdaten nicht der aktuellen Situation entsprachen. Zusammenfassend ist festzustellen, dass die 

Anhörungsphase zu einer wesentlichen Qualifizierung der Datengrundlage führte. 

Für die Anhörung sollte ausreichend Zeit eingeplant werden. Das betrifft sowohl die Phase der Erstellung 

der Anhörungsdokumente, die Äußerungsfrist für den Abgabepflichtigen, die nicht unter drei Wochen be-

tragen sollte, sowie die Auswertungsphase, in der Rückläufe auf die Anhörungsschreiben geprüft und er-

forderlichenfalls Änderungen der Erhebungsgrundlagen vorzunehmen sind. Im Einzelfall kann zunächst 

auch eine Ortsbesichtigung, eine ingenieurtechnische Prüfung oder eine Abstimmung mit der Unteren 

Wasserbehörde erforderlich sein. Führen Hinweise bzw. Einwände zu einer Reduzierung der Abgabenschuld 

kann der Abgabenbescheid mit der entsprechenden Änderung erlassen werden. Im Falle einer nicht nur 

unwesentlichen Erhöhung der Abgabenschuld sollte die Anhörung wiederholt werden. 

 

7.3 Bescheiderlass, Beitreibung, Vollstreckung 

Nach Abschluss der Anhörungsphase können die Abgabebescheide erlassen werden. Dabei sollte zur Be-

rechnung des Ablaufs der Widerspruchsfrist der Tag der Aufgabe zur Post auf einer Kopie des Bescheides 

vermerkt werden. Sofern bei Eintritt der Fälligkeit kein Zahlungseingang zu verzeichnen ist, sollte zeitnah 

eine Mahnung mit Vollstreckungsandrohung versandt werden, wobei der rückständigen Abgabe Mahnge-

bühren sowie Säumniszuschläge gemäß § 240 AO hinzugefügt werden sollten. Bleibt auch die Mahnung 

erfolglos, sollte konsequent die Vollstreckung eingeleitet werden. 

 

7.4 Widerspruchsverfahren 

Auch wenn im Rahmen der Anhörung im erheblichen Umfang Missverständnisse und Unklarheiten ausge-

räumt bzw. Fehler korrigiert werden, ist gerade bei der Einführung einer neuen Abgabe damit zu rechnen, 

dass sich Abgabenschuldner mit Widersprüchen gegen den Abgabenbescheid wenden. Die Kommune bzw. 

der Gewässerunterhaltungsverband muss sich also insbesondere personell darauf einstellen, die damit 

eröffneten außergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren ordnungsgemäß durchzuführen. Gegenüber Rechts-

behelfsverfahren in anderen Abgabenangelegenheiten sind keine Besonderheiten zu beachten. Daher soll 

nachfolgend nur auf ausgewählte Problemkreise eingegangen werden. 

 

7.4.1 Aussetzung der Vollziehung 

Ein Widerspruch gegen einen Bescheid über die Erhebung einer Gewässerunterhaltungsabgabe hat keine 

aufschiebende Wirkung. Das heißt, die angeforderte Abgabe ist trotz des laufenden Widerspruchsverfah-

rens zu entrichten und kann u. U. vollstreckt werden. Um das zu verhindern, stellen anwaltlich vertretene 

Abgabenschuldner häufig einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung (§ 80 Abs. 4 VwGO). Wird dieser 

Antrag abgelehnt (weil keine ernstlichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Bescheides bestehen), kann der 
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Abgabenschuldner beim Verwaltungsgericht einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz stellen. Auf diese 

Weise kann eine Vielzahl an Widerspruchsverfahren in kurzer Zeit beim Verwaltungsgericht landen und in 

der Öffentlichkeit für Verunsicherung sorgen, ob die Abgabenerhebung rechtmäßig ist. Vor dem Hinter-

grund kommt durchaus in Betracht, die Aussetzung der Vollziehung auch zu gewähren, wenn keine ernstli-

chen Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Bescheides bestehen und die Vollziehung keine unbillige Härte zur 

Folge hätte. Auf diese Weise wird die Möglichkeit gewahrt, das Widerspruchsverfahren konfliktarm zu erle-

digen. Allerdings sollte der Abgabenschuldner vorsorglich darauf hingewiesen werden, dass für den Zeit-

raum, in dem der Bescheid außer Vollzug ist, Aussetzungszinsen in Höhe von einhalb Prozent pro Monat 

anfallen. 

 

7.4.2 Akteneinsicht 

Im Zusammenhang mit der Einlegung eines Widerspruchs beantragen insbesondere von Rechtsanwälten 

vertretene Abgabenschuldner regelmäßig die Einsichtnahme in die Verwaltungsakte. Die Kommunen bzw. 

Gewässerunterhaltungsverbände sollten hierbei darauf achten, dass die betreffende „Kundenakte“ nicht 

nur eine Kopie der Anhörung, ggf. des Rücklaufs, des Bescheides und des Widerspruchs enthält, sondern 

auch alle ermittelten Daten, die der Abgabenerhebung zugrunde lagen, einschließlich Kartenmaterial, wie z. 

B. Drainagepläne. 
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8 Abgabenerhebung durch einen Gewässerunterhaltungsverband 

Der Freistaat Sachsen orientiert mit dem Wassergesetz vom 12. Juli 2013 verstärkt auf die Bildung von Ge-

wässerunterhaltungsverbänden auf der Grundlage des SächsKomZG. Folgende Überlegungen dürften dafür 

maßgebend gewesen sein: 

Die Gewässer enden nicht an der Gemeindegrenze, sondern bilden ein gemeindegebietsübergreifendes 

System. Die Gewässerunterhaltung verursacht erhebliche Kosten durch Fahrzeuge und Geräte, Personal 

und die Vergabe von Leistungen. Für kleinere Kommunen sind die Anlaufkosten für die Erhebung einer Ge-

wässerunterhaltungsabgabe relativ hoch. Die Zusammenarbeit in einem Zweckverband ermöglicht eine 

effizientere Ausnutzung der Ressourcen (Synergieeffekte). 

Ein Gewässerunterhaltungsverband kann auf unterschiedliche Weise gegründet werden. So ist es natürlich 

möglich, dass zwei oder mehrere Kommunen einen Zweckverband neu gründen und ihm die kommunale 

Aufgabe der Gewässerunterhaltung übertragen. Ein anderer Weg, wie er beim Zweckverband Parthenaue 

eingeschlagen wurde, ist, dass Mitgliedskommunen eines bereits bestehenden Zweckverbandes zusätzlich 

die Aufgabe der Gewässerunterhaltung auf den Zweckverband übertragen. 

 

8.1 Gründung eines Gewässerunterhaltungsverbandes 

Während die Kommunen flächendeckend im Bereich der Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

kooperieren, steckt die Bildung von Gewässerunterhaltungsverbänden noch in den Kinderschuhen. Dabei 

drängt sich hier die Zusammenarbeit geradezu auf. Die Sohlberäumung durch eine Gemeinde im Oberlauf 

eines Gewässers verbessert nicht den Wasserablauf, wenn die für den Unterlauf zuständige Nachbarge-

meinde nicht mitzieht. 

Formell sind bei der Gründung eines Gewässerunterhaltungsverbandes keine Besonderheiten zu beachten. 

Es gelten die Vorschriften des SächsKomZG. Danach vereinbaren die beteiligten Kommunen gemäß §§ 48, 

11 SächskomZG eine Verbandssatzung, die gemäß § 49 Abs. 1 SächsKomZG der Genehmigung der Rechts-

aufsichtsbehörde bedarf. Der Gewässerunterhaltungsverband entsteht mit der Bekanntmachung der Ge-

nehmigung und der Verbandssatzung im Sächsischen Amtsblatt (§ 13 SächsKomZG). 

Die Probleme liegen vielmehr im inhaltlich-organisatorischen und kommunalpolitischen Bereich. Bevor eine 

Gemeindevertretung ihr Einverständnis gibt, eine kommunale Aufgabe einem Zweckverband zu übertragen, 

muss sie davon überzeugt werden, dass dieser Schritt den Interessen der Gemeinde entspricht. D. h., die 

Gemeindeverwaltung muss möglichst aufzeigen, dass mehr Gewässerunterhaltung bei geringerer Haus-

haltbelastung möglich ist und die Belastung der Bürger und Unternehmen durch eine Gewässerunterhal-

tungsabgabe vertretbar ist. Um dafür belastbare Prognosen aufzustellen, müssen sich die künftigen Ver-

bandsmitglieder bereits im Vorfeld einer Verbandsgründung zusammenfinden und den Unterhaltungsbe-

darf, den erforderlichen Aufwand und die voraussichtliche Höhe der Gewässerunterhaltungsabgabe ermit-

teln. Als Kooperationsform bietet sich die „Kommunale Arbeitsgemeinschaft“ gemäß § 73a SächsKomZG an. 

In diesem organisatorischen Rahmen, der noch keine Kompetenzverlagerung bewirkt, können alle erforder-

lichen Vorfragen technischer, finanzieller, räumlicher und personeller Art geklärt werden. Dazu gehört 

auch, auf der Grundlage eines vereinbarten Budgets externen technischen und rechtlichen Rat einzuholen. 

Zielstellung ist, eine gemeinsame Entscheidungsgrundlage für die beteiligten Kommunalvertretungen zu 

erarbeiten. Die Arbeitsgemeinschaft ist damit prädestiniert als Vorstufe für die Gründung eines Zweckver-

bandes. 
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8.2 Aufgabenerweiterung eines Zweckverbandes 

Ein Gewässerunterhaltungsverband kann auch in der Weise entstehen, dass einem bereits bestehenden 

Zweckverband zusätzlich die kommunale Aufgabe der Gewässerunterhaltung übertragen wird (§§ 61 Abs. 

2, 7 Abs. 2 SächsKomZG). Dabei müssen keineswegs sämtliche Verbandsmitglieder die Gewässerunterhal-

tung auf den Zweckverband übertragen. Wichtig ist nur, dass die verschiedenen Sparten, in denen der 

Zweckverband agiert, haushalterisch und hinsichtlich des räumlichen Wirkungskreises sauber getrennt 

werden. 

Bisweilen wird gefragt, ob die Gewässerunterhaltung auch einem Abwasserzweckverband übertragen wer-

den könne. Hintergrund ist, dass ein Abwasserzweckverband als Einleiter von Schmutz- und Niederschlags-

wasser bei der Erhebung einer Gewässerunterhaltungsabgabe selbst Abgabenschuldner wäre. Die Zweifel 

sind jedoch unbegründet. Im Gegenteil, da der Abwasserzweckverband bereits über Fachpersonal im kauf-

männischen und technischen Bereich verfügt sowie über einschlägige Kenntnisse des Gewässernetzes, liegt 

es sogar nahe, eine derartige Aufgabenerweiterung zu prüfen. 
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9 IT-Umsetzung mit der Musterlösung des ZV Parthenaue 

Im Rahmen dieses Modellprojektes wurde eine Software-Musterlösung für die Erhebung und Bescheidung 

der Gewässerunterhaltungsabgabe entwickelt. Die beim Zweckverband Parthenaue produktiv im Einsatz 

befindliche Software ist eine mehrbenutzerfähige, geodatenbankbasierte Webanwendung. Sie umfasst 

folgende Funktionalitäten: 

▪ Verarbeitung und Darstellung der Flurstücksdaten (ALKIS-Daten) 

▪ Darstellung externer WMS-Dienste (z.B. Luftbilder) 

▪ Verwaltung des Gewässernetzes in Lage und Form 

▪ Ermittlung der Gewässerfrontlängen 

▪ Verwaltung der Einleiter und zugehöriger Einleitflächen 

▪ Ermittlung der Kunden/Adressaten aus ALKIS 

▪ Verwaltung der Kunden/Adressaten 

▪ Bescheiderstellung (PDF) 

▪ Anbindung an die Finanzbuchhaltung Saskia IFR 

▪ Darstellung des Zahlungseingangs 

Im Zuge des Modellprojektes stiegen die Anforderungen an die Verwertbarkeit von Geodaten, da weitere 

Datenquellen berücksichtigt werden mussten. Dabei konnte folgende Funktionalität zusätzlich realisiert 

werden: 

▪ Verarbeitung und Darstellung von Flurstücksgeometrien und Eigentumsdaten aus nichtamtlichen 

Quellen (z. B. aus DXF-Dateien und Microsoft Excel Tabellen) 

Dieser Fall tritt ein, wenn bspw. langlaufende Flurneuordnungsverfahren im Zielgebiet der Gewässerunter-

haltungsabgabe liegen, bei denen auf absehbare Zeit keine amtlichen Daten zur Verfügung stehen werden. 

Da die Flurstücke sowohl für die Anlage der Kundendatei als auch für die Berechnung und Erhebung der 

Abgabe für die An- und Hinterliegerlängen relevant sind, kann mit der Verarbeitung der Flurstücksgeomet-

rien und Eigentumsdaten aus nichtamtlichen Quellen dennoch eine zeitnahe Bescheidung erfolgen. 

Die Software stellt eine Musterlösung dar, die die regionalen Spezifika des Gebietes vom Zweckverband 

Parthenaue berücksichtigt. Da in anderen Regionen Sachsens abweichende naturräumliche Charakteristika 

und/oder eine andere Kulisse abgaberelevanter Sachverhalte (weitere Typen von Vorteilsnehmern der Ge-

wässerunterhaltung) zu erwarten sind, können Anpassungen an der Softwarelösung notwendig werden. 

Software-Musterlösung setzt vollständig auf Open-Source-Produkten auf. 
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10 Bezug der Software-Musterlösung und Support 

Die Software-Musterlösung zur Erhebung und Bescheidung der Gewässerunterhaltungsabgabe wurde 

durch die Ingenieurbüro Klemm & Hensen GmbH erstellt und kann kostenfrei vom Hersteller bezogen wer-

den. Anfragen richten Sie bitte an: 

 

Ingenieurbüro Klemm und Hensen GmbH 

Fachbereich Softwareentwicklung 

Fabrikstraße 18 

04178 Leipzig 

 

Internet:   http://www.klemm-hensen.de 

Email:   software@klemm-hensen.de 

Telefon:   0341-4531143 

 

Bei der Software zur Erhebung einer Gewässerunterhaltungsabgabe handelt es sich um ein einsatzbereites 

Endprodukt. Bei der Installation, Inbetriebnahme und ggf. Anpassung kann ein IT-

Dienstleistungsunternehmen behilflich sein. 

http://www.klemm-hensen.de/
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